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Abb. 1: Geltungsbereich der 19. Flächennutzungsplanänderung – Am Grachtweg West –  
[Quelle: Bezirksregierung Köln Geobasis NRW / eigene Bearbeitung] 

 

1 VORGABEN ZUR PLANUNG 

1.1 Geltungsbereich und heutige Situation  

Der Geltungsbereich der 19. Änderung des Flächennutzungsplans befindet sich am nordöstlichen 

Rand des Eschweiler Stadtgebietes unmittelbar nordöstlich des Betriebsgeländes des Kraftwerks 

Weisweiler. Er umfasst eine Fläche von ca. 12,8 ha und liegt südlich einer aus dem Tagebau Inden 

resultierenden, bewaldeten Aufschüttung und westlich der Flächen des "Interkommunalen Industrie-

gebietes Inden/Eschweiler - Am Grachtweg –". 

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung der 19. Änderung des Flächen-

nutzungsplans zu entnehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Innerhalb des Geltungsbereichs der 19. Änderung des Flächennutzungsplans werden die südöstlichen 

Flächen landwirtschaftlich genutzt, während die nordöstlich gelegenen Flächen teilweise durch dichten 

Gehölzbewuchs geprägt sind. Topographisch fällt das Gelände von Westen nach Osten um insgesamt 

ca. 10 m ab. Etwa mittig trennt ein Geländeversprung die landwirtschaftliche Fläche von den restlichen 

Flächen. 

Die südliche Grenze des Änderungsbereiches verläuft entlang der heutigen Abgrenzung des Betriebs-

geländes des Kraftwerks Weisweiler bzw. dem angrenzenden Feldweg. Im Norden grenzt der Ände-

rungsbereich an Waldflächen im Bereich der Aufschüttung. Die östliche Abgrenzung verläuft entlang 

der westlichen Grenze der Gewerblichen Bauflächen, die bereits im Flächennutzungsplan für den Be-

reich des Interkommunalen Industriegebietes und darüber hinaus westlich angrenzend dargestellt 

werden. 

Der Änderungsbereich ist im Osten über die im Rahmen der Erschließung dieses Industriegebietes 

gebaute Straße „Indelandstraße“ an die Landesstraße L241 und somit an das übergeordnete Ver-

kehrsnetz angebunden. 



19. Änderung des Flächennutzungsplans – Am Grachtweg West – Begründung Teil A 

 

Seite 4 von 38 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 2: Luftbild [Quelle: Bezirksregierung Köln Geobasis NRW] 

1.2 Anlass und Ziel der Änderung des Flächennutzungsplans 

Die Flächen des Änderungsbereiches, die ursprünglich für den Tagebau als Betriebsflächen dienten 

bzw. vorgehalten wurden, werden für diese Zwecke nicht mehr benötigt. Ziel der vorliegenden Ände-

rung des Flächennutzungsplans ist es, durch eine geänderte Flächenausweisung dieser Flächen eine 

gewerbliche Nutzung zu ermöglichen und damit den anstehenden Strukturwandel aktiv zu gestalten. 

Konkret wird durch die vorliegende 19. Änderung des Flächennutzungsplans die Entwicklung weiterer 

Industrie- und Gewerbeflächen in Ergänzung zu dem vorgenannten "Interkommunalen Industriegebiet 

Inden/Eschweiler - Am Grachtweg -" vorbereitet. Aufgrund der hohen Vorbelastung durch das benach-

barte Kraftwerk Weisweiler und der räumlichen Nähe zu dem Industriegebiet, aber auch aufgrund der 

sehr guten Anbindung an das übergeordnete Verkehrsnetz (L 241 und Autobahnanschlussstelle Esch-

weiler Weisweiler) ist dieser Standort in besonderem Maße für die Ansiedlung von Gewerbe- und 

Industriebetrieben geeignet. 

Gewerbliche Bauflächen an diesem Standort werden zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur der 

Region beitragen. 

1.3 Einfügen der Planänderung in die übergeordneten Planungen 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen 

Landesentwicklungsplan (LEP NRW) 

Im rechtskräftigen LEP NRW vom 08.02.2017 mit den ab dem 06.08.2019 geltenden Änderungen 

befindet sich der Änderungsbereich der 19. Änderung des Flächennutzungsplans im Randbereich des 

„Siedlungsraumes“ von Eschweiler-Weisweiler im Übergang zu einem „Freiraum“. 
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Abbildung 4: Auszug aus dem Regionalplan [Quelle: Bez.-Reg. Köln, 2019] 

In der Karte sind die unmittelbar westlich 

und nördlich angrenzenden Bereiche als 

„Freiraum“ dargestellt, während sich südlich 

und östlich des Änderungsbereiches der 

„Siedlungsraum“ von Weisweiler fortsetzt. 

Außerdem ist nördlich des Änderungsberei-

ches die Abbaukante des Tagebaus „Inden“ 

dargestellt.  

 

 

 

Aufgrund der Unschärfe der Darstellungen des Landesentwicklungsplans befindet sich der Ände-

rungsbereich vollständig innerhalb des Siedlungsbereiches von Eschweiler - Weisweiler. Somit ent-

spricht die 19. Änderung des Flächennutzungsplans den Zielen der Landesplanung. 

Regionalplan 

Der Regionalplan dient der Konkretisierung der Iandesplanerischen Zielsetzungen und bildet die 

Grundlage für die Anpassung der gemeindlichen Ziele der Raumordnung und Landesplanung. 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk 

Köln, Teilabschnitt Region Aachen (Stand 

2003) stellt für den Bereich des Änderungs-

bereiches einen Bereich für Gewerbe- und 

Industrieansiedlung dar (GIB). Bereiche für 

gewerbliche und industrielle Nutzungen 

dienen der Ansiedlung solcher gewerbli-

chen Betriebe, die wegen ihres großen Flä-

chenbedarfs, ihrer Emissionen oder ihrer 

besonderen Standortanforderungen nicht 

in den allgemeinen Siedlungsbereich inte-

griert werden können. 

 

Auch wenn ein zentraler Bereich mit der Darstellung eines GIB für die zweckgebundene Nutzung 

Kraftwerk überlagert ist, entspricht die geplante 19. Änderung des Flächennutzungsplans den Zielen 

des Regionalplans. Diese Fläche wird für das Kraftwerk nicht benötigt, so dass sich die Vorhaltung 

dieser Fläche für das Kraftwerk erübrigt; der Kraftwerksbetreiber hat der Nutzung für gewerbliche 

Zwecke zugestimmt. 

Landschaftsplan 

Im Landschaftsplan VII Eschweiler/Alsdorf der StädteRegion Aachen (Rechtskraft 26.09.2014) ist für 

den Bereich der Änderung des Flächennutzungsplans das "Landschaftsschutzgebiet 2.2-1 Fron-

hoven/Neu Lohn" festgesetzt. 

 

Abb. 3: Auszug aus dem LEP NRW [Quelle: Landesregierung NRW, 2019] 
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Abb. 4: Ausschnitt aus der Festsetzungskarte und Ausschnitt aus der Entwicklungskarte des Landschaftsplans III                               
– Eschweiler-Stolberg – der StädteRegion Aachen [Quelle: Inkas Portal der StädteRegion Aachen] 

 

Die Entwicklungskarte des Landschaftsplans VII stellt für den Änderungsbereich das Entwicklungsziel 

7 dar, welches bis zur Realisierung der Bauleitplanung eine temporäre Erhaltung der vorhandenen 

Landschaftsstruktur vorgibt. Der Landschaftsplan geht folglich bereits von einer baulichen Entwicklung 

der Fläche aus. Gemäß § 20 Abs. 4 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) treten die Darstel-

lungen und Festsetzungen des Landschaftsplans mit dem lnkrafttreten eines nachfolgenden Bebau-

ungsplans außer Kraft, soweit der Träger der Landschaftsplanung im Beteiligungsverfahren nicht wi-

dersprochen hat. 

Die nördlich angrenzende, vom Vorhaben nicht unmittelbar betroffene Halde gehört ebenfalls zum 

genannten Landschaftsschutzgebiet und liegt in einem Bereich mit dem Entwicklungsziel 1 „Erhal-

tung“. Darüber hinaus ist die Halde als geschützter Landschaftsbestandteil (LB 2.4-66) „Böschungs-

wald zwischen Kraftwerk und Abgrabung“ festgesetzt. Leitziele sind die Erhaltung und Entwicklung 

der Gehölzbestände als Vernetzungsbiotop und eine naturnahe Waldentwicklung. 

Im Biotopkataster sind keine gesetzlich geschützten Biotope oder andere schützenswerte Bestandteile 

ausgewiesen. 

Flächennutzungsplan, Stand 2009 

Im gesamten Bereich der Planänderung stellt der wirksame Flächennutzungsplan (FNP 2009) derzeit 

eine Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung mit der 

Zweckbestimmung Elektrizität dar, ebenso wie auf dem südlich angrenzenden Betriebsgelände des 

Kraftwerks Weisweiler.  

Nördlich des Änderungsbereiches sind Flächen für Wald und östlich des Änderungsbereiches Ge-

werbliche Bauflächen dargestellt. Die östlich gelegenen bereits dargestellten gewerblichen Bauflächen 

wurden durch das Interkommunale Industriegebiet nicht komplett in Anspruch genommen und ragen 

im Osten in den Geltungsbereich des geplanten Bebauungsplanes 302 – Am Grachtweg West –. 

Der Änderungsbereich liegt unmittelbar südlich der ehemaligen Abbaukante des Tagebaus lnden im 

Bereich des gewachsenen Bodens. 
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Abb. 6: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Eschweiler [Quelle: Inkas Portal der StädteRegion Aachen] 

 

Abb. 7: Lageplan mit Bebauungsplan 262 [Quelle: Inkas Portal der StädteRegion Aachen] 

 

 

Bestehende verbindliche Bauleitpläne 

Östlich des Änderungsbereiches besteht der Bebauungsplan 262 - Am Grachtweg -, rechtskräftig seit 

dem 24.07.2004 einschließlich der ersten Änderung vom 29.06.2005. Er setzt Industriegebiete gemäß 

§ 9 BauNVO und entlang der Geltungsbereichsgrenze eine Straßenverkehrsfläche in 13,5 m Breite 

fest. 
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2 PLANINHALT 

2.1 Gewerbliche Baufläche (G) 

Die bisher im Flächennutzungsplan für das Plangebiet dargestellte Fläche für Versorgungsanlagen, 

für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung mit der Zweckbestimmung Elektrizität wird geän-

dert in Gewerbliche Bauflächen (G). Ausgenommen ist ein schmaler Streifen im Norden des Ände-

rungsbereiches nördlich des hier verlaufenden Gewässers 960. 

2.2 Fläche für Wald 

Durch die 19. Änderung des Flächennutzungsplans soll die nördlich des Kraftwerks gelegene Fläche 

für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung mit der Zweckbestim-

mung Elektrizität flächendeckend überplant werden. Die bestehenden Waldflächen entlang der nörd-

lichen Grenze des Änderungsbereiches werden nördlich des hier verlaufenden Gewässers 960 als 

Flächen für Wald dargestellt. 

2.3 Landschaftsschutzgebiet 

Die Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes wird aus der Festsetzungskarte des Landschafts-

plans VII nachrichtlich übernommen, siehe Abbildung 4. Die Abgrenzung umfasst die dauerhaft zu 

erhaltenden Flächen mit dem Entwicklungsziel 1 sowie die bis zum Inkrafttreten eines Bebauungs-

plans temporär zur erhaltenden Flächen mit dem Entwicklungsziel 7. 

3 UMSETZUNG DER ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANS 

3.1 Ver- und Entsorgung 

Es wird im Rahmen der 19. Änderung des Flächennutzungsplans davon ausgegangen, dass die Ver- 

und Entsorgung der geplanten Gewerblichen Baufläche grundsätzlich gewährleistet werden kann. Die 

Ver- und Entsorgung kann im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplans 262 - Am Grachtweg - 

differenziert betrachtet werden. Für die Entsorgung der anfallenden Schmutz- und Niederschlagswäs-

ser wird im nachgelagerten Bebauungsplanverfahren ein Entwässerungskonzept erstellt. 

Das Niederschlagswasser soll voraussichtlich in das Gewässer 900 eingeleitet werden, das im Rah-

men der Realisierung des Interkommunalen Industriegebietes verlegt und westlich der Erschließungs-

straße angelegt wurde. 

3.2 Verkehrsanbindung 

Der Änderungsbereich wird im Osten über die Indelandstraße, die im Bebauungsplan 262 der Stadt 

Eschweiler und im Bebauungsplan 30 der Gemeinde Inden als Straßenverkehrsfläche festgesetzt ist, 

an die L 241 und somit an das regionale Verkehrsnetz angebunden. Durch die unmittelbare Nähe zur 

Autobahnanschlussstelle Weisweiler ist auch der Anschluss an das überörtliche Verkehrsnetz gewähr-

leistet. 

Im Rahmen einer Verkehrsuntersuchung zur Erweiterung des Interkommunalen Industriegebietes In-

den/Weisweiler, Büro für Stadt- und Verkehrsplanung, BSV Aachen, November 2019 wurden die re-

levanten Knotenpunkte an der L 241 untersucht. An dem Knotenpunkt L 241/Friedhofstraße sind durch 
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die zusätzlichen gewerblichen Bauflächen keine Änderungen in der Verkehrsqualität zu erwarten. An 

dem Knotenpunkt L 241/Indelandstraße/Feldgasse wird mindestens eine Qualitätsstufe des Verkehrs-

ablaufs C erreicht. Die mittlere Wartezeit beträgt hier max. 30 sec. Am Knotenpunkt L 241/Am Kraft-

werk/Zubringer A 4 kann mit entsprechend angepassten Signalzeiten die Verkehrsqualität in der mor-

gendlichen Spitzenstunde auf die QSV B verbessert werden. Die mittlere Wartezeit beträgt hier max. 

20 sec. Damit kann ein leistungsfähiger und sicherer Verkehrsablauf im Bereich der relevanten Kno-

tenpunkte gewährleistet werden. Ein Rückstau auf die Autobahn wird für ausgeschlossen gehalten. 

Das Plangebiet wird über die nächstgelegenen Haltestellen „Indelandstraße“ und „Am Grachtweg“ der 

Buslinie 98 an den öffentlichen Personennahverkehr angebunden, damit sind der Stadtteil Weisweiler, 

der Bahnhof Weisweiler, die Eschweiler Innenstadt und der Bushof ohne Umstieg zu erreichen. Über 

den Bahnhof Weisweiler und den Bushof bestehen Anbindungen an den Nahverkehr und das überört-

liche öffentliche Verkehrsnetz. Die Entfernung vom Plangebiet zu den Haltestellen beträgt bis zu 600 

m und ist für die bestehende Randlage ausreichend, auch wenn die Zielvorstellung von 400 m für eine 

zumutbare fußläufige Erreichbarkeit für Ortsteile in Randlage eines Mittelzentrums nicht flächende-

ckend eingehalten werden kann. 

4 UMWELTBELANGE  

4.1 Umweltprüfung 

Für die Belange des Umweltschutzes ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt 

worden, in der die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter auf der 

Ebene des Flächennutzungsplanes ermittelt wurden. Die Auswirkungen werden in einem Umweltbe-

richt (Smeets Landschaftsarchitekten Planungsgesellschaft mbH, Erftstadt, Januar 2022) beschrieben 

und bewertet. Dieser ist in Teil B dieser Begründung beigefügt. 

4.2 Eingriff in Natur und Landschaft 

Die konkreten Auswirkungen auf den Naturhaushalt im Rahmen des Eingriffs in Natur und Landschaft 

nach § 18 BNatSchG werden im Rahmen der Abschichtung im parallel laufenden Verfahren zum Be-

bauungsplan 302 - Am Grachtweg West - bilanziert. Die entsprechenden externen Ausgleichsmaß-

nahmen werden in den Bebauungsplan aufgenommen und vertraglich abgesichert. 

4.3 Artenschutz in der Bauleitplanung 

Gemäß den §§ 44 und 45 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) müssen bei allen Bauleitplanverfah-

ren die Belange des Artenschutzes berücksichtigt werden. Zur Beurteilung der Auswirkungen wurde 

durch einen Fachgutachter (Kölner Büro für Faunistik, 2018) eine artenschutzrechtliche Prüfung erar-

beitet.  

Insgesamt wurden innerhalb des Plangebietes Vorkommen der planungsrelevanten Vogelart Baum-

pieper (2 Brutreviere) sowie der ebenfalls planungsrelevanten Säugetierart Haselmaus nachgewiesen. 

Weitere sechs planungsrelevante Vogelarten (Habicht, Mäusebussard, Nachtigall, Turmfalke und 

Wanderfalke) wurden nur als Nahrungsgast oder im Überflug festgestellt. Im Hinblick auf die Arten-

gruppe der Fledermäuse konnte eine Nutzung des Plangebietes als Nahrungsraum oder für Transfer-

flüge nicht ausgeschlossen werden. Außerdem weisen einzelne Bäume innerhalb des Änderungsbe-
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reiches Baumhöhlen auf, die von Fledermäusen als Ruhestätte genutzt werden können. Ein Vorkom-

men planungsrelevanter Amphibien- und Reptilienarten sowie Schmetterlinge konnte nicht nachge-

wiesen werden.  

Planungsbedingt sind durch das Vorhaben weder Sonderstandorte noch Biotope mit seltenen Stand-

ortbedingungen betroffen. Auch Vorkommen von verfahrenskritischen Arten, die einer Verwirklichung 

der Planung grundsätzlich entgegenstehen können, wurden nicht nachgewiesen. 

Um sicherzustellen, dass im Zusammenhang mit dem Vorhaben keine artenschutzrechtlichen Ver-

botstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. § 44 Abs. 5 BNatSchG berührt werden, sind im Bebauungs-

plan 302 - Am Grachtweg West - entsprechende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie 

vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festzusetzen.  

4.4 Boden 

Bodentyp / Bodenfunktionen: 

Der Änderungsbereich ist im Bestand weitgehend unbebaut, sodass die natürlichen Bodenfunktionen 

auf der Fläche erhalten sind. Lediglich im östlichen Teilbereich der Fläche gab es im Rahmen der 

historischen Nutzung versiegelte Bereiche (insb. Gebäude und Lagerflächen), deren Fundamente zu 

einem Großteil noch heute unter der vorhandenen Sukzession liegen. 

Da die Fläche des Änderungsbereichs, im Gegensatz zu vielen Flächen im Umfeld, keiner tagebauli-

chen Nutzung unterlag, finden sich hier noch natürlich gewachsene Böden. Der größte Teil des Plan-

gebietes ist laut Bodenkarte NRW durch den Bodentyp Parabraunerde (L31) gekennzeichnet. Die 

nördlich gelegenen Randbereiche der zum ehemaligen Tagebau Inden gehörenden Halde sowie eine 

daran südlich angrenzende kleinere Fläche inmitten des Änderungsbereichs sind durch anthropogene 

Auftragsböden (Auftrags-Regosol und Auftrags-Pararendzina) charakterisiert. In der „Karte der 

schutzwürdigen Böden in NRW“ des Geologischen Dienstes werden sowohl der natürlich gewachsene 

Bodentyp der Parabraunerde als auch die anthropogen entstandene Auftrags-Pararendzina als 

schutzwürdig bewertet. Jedoch ist zu berücksichtigen, dass vergleichbare Bodentypen samt ihrer 

Schutzwürdigkeit regional betrachtet nahezu flächendeckend vorkommen und sie damit kein Allein-

stellungsmerkmal im Sinne eines Seltenheitskriteriums erfüllen. 

Altlasten:  

Im Bereich der vorhandenen Fundamente der ehemaligen Gebäude und Lagerflächen ist von einer 

nachhaltigen Verdichtung bzw. Versiegelung auszugehen, auch stoffliche Bodenveränderungen sind 

hier nicht gänzlich auszuschließen. Im Rahmen einer orientierenden Altlastenuntersuchung (Geotech-

nisches Büro Prof. Dr.-Ing. H. Düllmann GmbH, Bornheim, Juli 2019) wurde geprüft, ob es speziell im 

östlichen Bereich, in dem die historische Nutzung des Geländes als Tagesanlage stattfand, zu schäd-

lichen Bodenveränderungen gekommen ist. Im Ergebnis liegen hier lediglich geringe Schadstoffkon-

zentrationen im Bodenbereich vor, die keine mit dem Planvorhaben verknüpfte Erheblichkeitsschwelle 

überschreiten.  

Altbergbau: 

Das Plangebiet beinhaltet unter Bergaufsicht stehende Flächen. Für die vorliegende Planänderung ist 

zu berücksichtigen, dass der Flächennutzungsplan bereits eine Nutzung des Plangebiets als Versor-

gungsfläche ermöglicht, so dass keine erstmalige Flächeninanspruchnahme begründet wird. Im Rah-

men der Aufstellung des Bebauungsplans 302 werden die Belange des Altbergbaus abgestimmt. 
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Der Geltungsbereich der Planänderung liegt gemäß der Stellungnahme der Bezirksregierung Arns-

berg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW über dem auf Steinkohle und Eisenerz verliehenen 

Bergwerksfeld „Eschweiler Reserve-Grube“ im Eigentum der EBV GmbH sowie über dem auf Braun-

kohle verliehenen Bergwerksfeld „Vertrauen“, im Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleis-

tungen GmbH vertreten durch die RWE Power AG.  

Darüber hinaus ist der Änderungsbereich von durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenberg-

baus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung 

für den Braunkohletagebau als auch bei einem späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch 

bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese können bei bestimmten geologischen Situationen zu 

Schäden an der Tagesoberfläche führen. 

Erdbebengefährdung: 

Der Änderungsbereich liegt laut Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen in 

der Erdbebenzone 3. 

4.5 Wasser 

Der Geltungsbereich der 19. Änderung des Flächennutzungsplans beinhaltet keine größeren Oberflä-

chengewässer. Jedoch verläuft parallel zum nördlichen Rand des Änderungsbereiches entlang der 

Waldfläche ein Entwässerungsgraben (Gewässer 960). Ein weiterer kleiner Graben befindet sich im 

Osten des Änderungsbereiches nördlich der vorhandenen Wegeverbindung. Beide Gräben sind nur 

temporär wasserführend und dienen der Entwässerung in den Graben an der Indelandstraße (Gewäs-

ser 900), welcher sich östlich außerhalb des Änderungsbereiches befindet. Die beiden Gräben waren 

bisher Bestandteil einer Darstellung von Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung 

und Abwasserbeseitigung mit der Zweckbestimmung Elektrizität. Das Gewässer 960 soll zukünftig in 

die nördlich angrenzenden Flächen für Wald einbezogen werden. Lediglich im Nordosten des Ände-

rungsbereiches wird das Gewässer auf einer Länge von ca. 60 m Bestandteil der Darstellung für eine 

Gewerbefläche „G“. Der andere Graben hat eine untergeordnete Bedeutung und wird ebenfalls Be-

standteil der Darstellung für eine Gewerbefläche „G“. Eine Darstellung der Gräben als Fläche für die 

Wasserwirtschaft würde aufgrund der geringen Größe der Fläche der Systematik des Flächennut-

zungsplanes widersprechen.  

Weiterhin befinden sich innerhalb des Änderungsbereiches aktive und inaktive Grundwassermessstel-

len sowie Brunnen. Eine Kennzeichnung sowie die Festsetzung eventueller Sicherungsmaßnahmen 

erfolgen auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung.  

Unmittelbar östlich des Änderungsbereiches befindet sich das Gewässer 900. Hierbei handelt es sich 

um den Entwässerungsgraben entlang der Indelandstraße. Im nachgeordneten Verfahren zum Be-

bauungsplan 302 - Am Grachtweg West – ist zu prüfen, ob das anfallende Niederschlagswasser in 

das Gewässer 900 eingeleitet werden kann.  

Das zum Änderungsbereich nächstgelegene größere Fließgewässer ist die ca. 1 km nördlich und öst-

lich gelegene Inde. Gemäß dem GEOportal.NRW des Ministeriums des Innern des Landes Nordrhein-

Westfalen und des Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie liegt der Änderungsbereich außer-

halb von Wasserschutzzonen sowie außerhalb von Überschwemmungs- und Hochwasserrisikogebie-

ten.  
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Eschweiler, den 01.02.2022 

 

 

gez. R. Führen 

Aufgrund der historischen tagebaulichen Nutzung im Umfeld liegt der Änderungsbereich am Rand 

einer Zone mit bergbaubedingten, großflächigen Grundwasserabsenkungen. Im Planbereich gibt es 

somit auch kein mit der Vegetation in Verbindung stehendes Grundwasser. Der Grundwasserspiegel 

liegt, gemäß Grundwassergleichenplan des Erftverbandes, derzeit etwa 10 bis 15 m unter Flur. Im 

Rahmen eines zum Planvorhaben erarbeiteten Baugrundgutachtens wurden hingegen tatsächliche 

Abstände von 4 bis 10 m unter Flur ermittelt. 

4.6 Immissionsschutz 

Die Planänderung beinhaltet eine Nutzungsänderung von der Darstellung einer Fläche für Versor-

gungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung mit der Zweckbestimmung Elektri-

zität zu Gewerblicher Baufläche (G) dar. Unmittelbar grenzen beide Nutzungskategorien an, so dass 

im Umfeld keine sensible Nutzung wie Wohn- oder Mischgebiete vorhanden sind oder geplant werden. 

Von daher wird dem Trennungsgrundsatz gemäß § 50 BImSchG entsprochen. Auf der abstrakten 

Ebene des Flächennutzungsplans sind durch die veränderte Nutzungszuordnung keine relevanten 

Probleme zum Schallschutz zu erwarten. 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt, die 

eine differenzierte Einschätzung der Umweltauswirkungen durch die künftigen Lärmbelastungen im 

Plangebiet und seinem Umfeld erlaubt. Hinsichtlich weiterer Immissionen wie Gerüche, elektromag-

netische Strahlung oder Erschütterungen weist der Änderungsbereich absehbar keine nennenswerten 

Vorbelastungen auf, die über den üblichen Rahmen von industriellen Siedlungsbereichen hinausge-

hen. 

5 STÄDTEBAULICHE KENNWERTE 

Nutzungsart Rechtswirksame Darstellung 

ca. ha 

Geplante Darstellung 

ca. ha 

Fläche für Versorgungsan-

lagen, Elektrizität 

12,8 - 

Gewerbliche Baufläche  - 12,0 

Flächen für Wald / Land-

schaftsschutzgebiet 

- 0,8 

gesamt 12,8 12,8 
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TEIL B DER BEGRÜNDUNG: UMWELTBERICHT 

1. EINLEITUNG 

Im Rahmen der Aufstellung und Änderung von Bauleitplänen ist gemäß § 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 

Nr. 2 BauGB1 für die Ermittlung der abwägungsrelevanten Belange des Umweltschutzes eine Umwelt-

prüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, be-

schrieben und bewertet werden. Die Belange sind in einem Umweltbericht darzulegen, welcher auch 

die erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der nachteiligen Aus-

wirkungen auf einzelne Umweltschutzgüter darstellt. Der Umweltbericht bildet nach § 2a BauGB einen 

gesonderten Teil der Begründung und berücksichtigt insbesondere die in der Anlage 1 des BauGB 

benannten Inhalte. 

Nachfolgend zur 19. Änderung des Flächennutzungsplans – Am Grachtweg West – erfolgt die Aufstel-

lung des Bebauungsplans Nr. 302 mit voraussichtlich identischem Geltungsbereich. Im vorliegenden 

Fall beinhaltet der Umweltbericht die notwendigen Angaben und Darstellungen zur Umweltprüfung (§ 2 

Abs. 4 BauGB) in einem für die vorbereitende Bauleitplanung (Änderung des Flächennutzungsplans) 

erforderlichen Detailgrad, wie er für eine gerechte Abwägung der privaten und öffentlichen Belange auf 

Ebene des Flächennutzungsplans erforderlich ist. Die konkrete Bewertung der Umweltbelange erfolgt 

wie auch die Abhandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (§ 1a Abs. 3 BauGB) auf Ebene 

der verbindlichen Bauleitplanung (Aufstellung des Bebauungsplans).  

Im vorliegenden Bericht werden daher zur Eingriffsregelung zunächst nur überschlägige Angaben ge-

macht, die mit Blick auf die Umsetzbarkeit des Planvorhabens von Relevanz sind. Die möglichen Maß-

nahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der erheblichen nachteiligen Umweltauswir-

kungen werden schutzgutbezogen im Umweltbericht dargestellt und ihre Wirksamkeit wird bei der ab-

schließenden schutzgutspezifischen Erheblichkeitsbeurteilung berücksichtigt. 

Der Umweltbericht gibt den aktuellen Planungs- und Verfahrensstand wieder. Im Rahmen des fort-

schreitenden Bauleitplanverfahrens, insbesondere der Offenlegung gem. §§ 3-4 BauGB, können sich 

grundsätzlich weitere Angaben, Anregungen und Hinweise zu den planungsrelevanten Schutzgütern 

ergeben, die in die Fortschreibung des Umweltberichtes einfließen.  

Das Ergebnis der Umweltprüfung ist im Bauleitplanverfahren in der Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB 

zu berücksichtigen. 

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele der FNP-Änderung 

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar nördlich des Kraftwerkstandortes Weisweiler und westlich des 

„Interkommunalen Industriegebietes Inden/Eschweiler - Am Grachtweg -“. Der rechtswirksame Flä-

chennutzungsplan der Stadt Eschweiler (FNP 2009) stellt die Fläche als Fläche für Versorgungsanla-

gen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung mit der Zweckbestimmung Elektrizität dar. Es 

handelt sich um eine Fläche der RWE Power AG, welche schon heute nicht mehr als Betriebsfläche für 

den Tagebau benötigt wird. 

Aus diesem Grund beabsichtigt die RWE Power AG, diese ca. 12,8 ha große Fläche in Ergänzung zum 

„Interkommunalen Industriegebiet Inden/Eschweiler“ als Industriefläche zu entwickeln. Hierfür sind die 

                                                        

1 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert 

10.09.2021 
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Änderung des Flächennutzungsplans und die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich. Durch 

die 19. Änderung des Flächennutzungsplans in eine Darstellung als Gewerbliche Baufläche kann eine 

gezielte Nach- bzw. Neunutzung der Fläche eingeleitet und eine qualifizierte Entwicklung von Gewerbe- 

und Industrieflächen an einem geeigneten Standort vorbereitet werden. Im Hinblick auf den durch das 

bevorstehende Ende des Tagebaus Inden zu erwartenden Strukturwandel zählt die Bereitstellung wei-

terer Gewerbe- und Industrieflächen zu den übergeordneten Zielen der Stadt Eschweiler. Sie ist für die 

Aachener und die Dürener Region von besonderer strukturpolitischer und wirtschaftlicher Bedeutung, 

stärkt die Entwicklung der Gesamtregion und dient der Schaffung neuer Arbeitsplätze. 

1.2 Methodisches Vorgehen  

Der Umweltprüfung wird grundsätzlich der Geltungsbereich der 19. FNP-Änderung als Untersuchungs-

gebiet zugrunde gelegt. Betrachtet werden jedoch auch Flächen im Umfeld, soweit dies zur Erfassung 

von umwelterheblichen Auswirkungen erforderlich ist. Im vorliegenden Fall ist davon auszugehen, dass 

aufgrund der topographischen Lage und angrenzender Nutzungen in der Regel ein Wirkbereich von 

maximal etwa 200 m über die Plangebietsgrenze hinaus ausreicht, um die maßgeblichen Wirkungen 

des Planvorhabens schutzgutbezogen zu beurteilen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung sind 

dann ggf. auch größere Wirkbereiche (z. B. beim Schall, beim Artenschutz oder bei der Betrachtung 

visueller Störwirkungen) zu berücksichtigen.  

In der Umweltprüfung werden zunächst die Bedeutung und planungsbezogene Empfindlichkeit einzel-

ner Umweltschutzgüter innerhalb des Untersuchungsraums erfasst und bewertet. Die Prüfsystematik 

erfolgt hierbei in Anlehnung an die Schutzgüter des UVPG und wird durch die Regelungen des BauGB 

ergänzt: 

 Schutzgut »Mensch, Gesundheit und Bevölkerung« 

 Schutzgut »Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt«  

 Schutzgut »Fläche«  

 Schutzgut »Boden«  

 Schutzgut »Wasser« (Grund- und Oberflächenwasser) 

 Schutzgut »Klima und Luft« 

 Schutzgut »Landschaft«  

 Schutzgut »Kulturgüter und sonstige Sachgüter« 

 Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Belangen  

Die über die klare Trennung der o.g. Schutzgüter hinausgehenden Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 

BauGB (insb. Buchstaben b, e, f, g, h und j) werden ebenfalls, sofern relevant, in den einzelnen schutz-

gutbezogenen Unterkapiteln oder in gesonderten Abschnitten berücksichtigt: 

 Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete (»Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt«) 

 Vermeidung von Emissionen (»Klima und Luft«) 

 Sachgerechter Umgang mit Abfällen 

 Sachgerechter Umgang mit Abwässern (»Wasser«) 

 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie  

 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (»Klima und Luft«) 

 Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Kata-
strophen (»Mensch, Gesundheit und Bevölkerung«) 

Aus der Analyse und Bewertung der Umweltauswirkungen des Planvorhabens ergibt sich die Art und 

Weise, wie die dargelegten Ziele des Umweltschutzes berücksichtigt werden. Diese bilden gleichzeitig 
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auch den Bewertungsrahmen für die einzelnen Schutzgüter. Somit spiegelt sich der jeweilige Zielerfül-

lungsgrad auch in der Bewertung der Auswirkungen auf die Umwelt wider. Bei Funktionen mit hoher 

oder sehr hoher Bedeutung kann dann auch die jeweilige schutzgutbezogene Erheblichkeitsschwelle 

erreicht oder überschritten werden.  

Die Beschreibung der Bestandssituation im Untersuchungsraum umfasst die Funktionen, Vorbelastun-

gen und Empfindlichkeit des jeweiligen Schutzgutes. Die Beurteilung erfolgt verbal-argumentativ. In 

diesem Zusammenhang erfolgt zudem eine Darstellung der planerischen „Nullvariante“. Nach der Be-

urteilung der Bedeutung/Empfindlichkeit der einzelnen Schutzgüter werden diese mit den möglichen 

Auswirkungen des Planvorhabens verknüpft. Die Beurteilung möglicher Umweltauswirkungen berück-

sichtigt im vorliegenden Umweltbericht insbesondere die durch Gebietsfestsetzungen definierte Flä-

cheninanspruchnahme. Die konkreten ökologischen Auswirkungen und möglichen Eingriffe in Natur 

und Landschaft werden hingegen nur überschlägig aufgezeigt, da die Wirksamkeit der auf Ebene des 

Bebauungsplans zu treffenden Vorkehrungen zur Vermeidung, Minderung und zur Kompensation von 

erheblichen Umweltauswirkungen zunächst nur vorausschauend betrachtet und bei der abschließen-

den Erheblichkeitsbeurteilung schutzgutbezogen wie auch schutzgutübergreifend berücksichtigt wer-

den kann.  

Bei der Auswirkungsermittlung werden, soweit dies auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung mög-

lich ist, die Reichweite, die zeitliche Dauer und die Intensität der jeweiligen Auswirkungen berücksich-

tigt. Die Ableitung der Betroffenheit des Schutzgutes bzw. Erheblichkeit der Umweltauswirkung erfolgt 

ebenfalls verbal-argumentativ und wird anschließend in der zusammenfassenden Erheblichkeitsbeur-

teilung für das Planvorhaben berücksichtigt. Eine Unterscheidung nach bau-, anlage- und betriebsbe-

dingten Auswirkungen kann ebenfalls auf Ebene des Bebauungsplans erfolgen. 

1.3 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des Um-
weltschutzes, die für die Bauleitplanung von Bedeutung sind 

Die Belange des Umweltschutzes werden in der Bauleitplanung gem. §§ 1 und 2 BauGB im Rahmen 
einer Umweltprüfung berücksichtigt, in der die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen des Plan-
vorhabens beschrieben und bewertet werden. 

Folgende Umweltbelange sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu 
berücksichtigen: 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie 
die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes, 

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt, 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern, 

f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie, 

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissions-

schutzrechts, 

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsak-

ten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den Buchstaben a bis d, 

j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der 

nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange 

nach den Buchstaben a bis d und i. 
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Fachgesetzliche Ziele des Umweltschutzes 

Im Hinblick auf die Ziele des Umweltschutzes sind insbesondere die nachfolgend aufgelisteten Fach-
gesetze (in der jeweils aktuellen Fassung) von Bedeutung.  

Baugesetzbuch (BauGB)  

 Erhalt und Entwicklung der städtebaulichen Gestalt sowie des Orts- und Landschaftsbildes (§ 1, Abs. 5) 

 Sicherung einer menschenwürdigen Umwelt, Schutz und Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen, Förderung von 
Klimaschutz und Klimaanpassung im Rahmen der Stadtentwicklung (§1 Abs. 5) 

 Berücksichtigung der Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Ar-
beitsbevölkerung. (§1 Abs. 6 Nr. 1) 

 Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes einschl. ihrer Wechselwirkungen (§1 Abs. 6 Nr. 7) 

 Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden; Verringerung der zusätzlichen Flächeninanspruchnahme für 
bauliche Nutzungen, Wiedernutzbarmachung, Nachverdichtung u.a. Innenentwicklungsmaßnahmen, Begrenzung von Bo-
denversiegelungen auf das notwendige Maß (§ 1a, Abs. 2) 

 Landwirtschaftliche oder als Wald genutzte Flächen sollen nur in notwendigem Umfang umgenutzt werden. (§ 1a, Abs. 2) 

 Vermeidung und Ausgleich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushaltes (§ 1a, Abs. 3) 

 Klimaschutz durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken und solche, die der Anpassung an den Klimawan-
del dienen (§ 1a, Abs. 5) 

 Schutz des Mutterbodens: Erhalt und Schutz vor Vernichtung oder Vergeudung bei Errichtung oder Änderung baulicher 
Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche (§ 202) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)   

 Sicherstellung einer wirksamen Umweltvorsorge insbesondere in Bezug auf die in § 2 Abs. 1 genannten Schutzgüter. (§ 3) 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)   

 Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen 
auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich (…) zu schützen (§ 1 Abs. 
1) 

 Dauerhafte Sicherung der biologischen Vielfalt entspr. des jeweiligen Gefährdungsgrades (§ 1 Abs. 2) 

 Erhalt wild lebender Tiere und Pflanzen, ihrer Lebensgemeinschaften sowie ihrer Biotope und Lebensstätten (§ 1 Abs. 2 
Nr. 1) 

 Dauerhafte Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts (§ 1 Abs. 3) 

 Böden sind so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können (§ 1 Abs. 3 Nr. 2) 

 Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung naturnaher und natürlicher Gewässer (§ 1 Abs. 3 Nr. 3) 

 Schutz von Luft und Klima durch Maßnahmen von Naturschutz und Landschaftspflege (§ 1 Abs. 3 Nr. 4) 

 Dauerhafte Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes der Landschaft  
(§ 1, Abs. 4) 

 Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind vor weiterer Zerschneidung zu bewahren (§ 1, Abs. 5) 

 Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich einschließlich ihrer Bestandteile wie Parkanlagen, großflächige 
Grünanlagen und Grünzüge, Wälder und Waldränder, Bäume und Gehölzstrukturen, Fluss- und Bachläufe (…), stehende 
Gewässer, (…) sind zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausreichendem Maße vorhanden sind, neu zu schaffen. (§ 1, Abs. 
6) 

 Erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind vom Verursacher vorrangig zu vermeiden. Nicht vermeid-
bare erhebliche Beeinträchtigungen sind durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen zu kompensieren. (§ 13 sowie § 14-
17) 

 Schutzziele des Biotopverbundes und geschützter Teile von Natur und Landschaft (§ 20-30) 

 Schutzziele der Natura 2000-Gebiete (§31-36) 

 Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten, ihrer Lebensstätten und Biotope (Allgemeiner Artenschutz gem. § 39-
43 und besonderer Artenschutz gem. § 44-47) 

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG)  

 Festsetzungen und Darstellungen des Landschaftsplans (§7) insb. 
o Entwicklungsziele für die Landschaft (§ 7 Abs. 5 Nr. 1) 
o Festsetzung besonders geschützter Teile von Natur und Landschaft (§ 7 Abs. 5 Nr. 2) 
o Kennzeichnung der Bestandteile des Biotopverbunds (§ 7 Abs. 5 Nr. 3) 
o Besondere Festsetzungen für forstliche Nutzungen (§ 7 Abs. 5 Nr. 4) 
o Entwicklungs-, Pflege- und Erschließungsmaßnahmen zur Förderung der Biodiversität (§ 7 Abs. 5 Nr. 5) 

 Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung landschaftlicher Strukturen in natürlichen oder naturnahen Lebensräumen 
(§ 10 Abs. 1 Nr. 1) 

 Erhaltung u. Entwicklung von vorhandenen landschaftlichen Strukturen im besiedelten Bereich (§13, Abs. 2)  

 Sicherung und Herrichtung der Landschaft für die Erholung (§ 10 Abs. Nr. 4) 

Bundeswaldgesetz (BWaldG) 

 Erhalt des Waldes, u.a. aufgrund seiner Schutz- und Erholungsfunktionen. (§ 1) 

https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/BJNR254210009.html#BJNR254210009BJNG000700000
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Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)   

 Nachhaltige Sicherung oder Wiederherstellung der Funktionen des Bodens (§ 1) 

 Abwehr schädlicher Bodenveränderungen und Sanierung von Altlasten und hierdurch verursachter Gewässerverunreini-
gungen (§ 1) 

 Vermeidung von Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kultur-
geschichte (§ 1) 

Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) 

 Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden; Begrenzung von Bodenversiegelungen auf das notwendige 
Maß (§ 1) 

 Bei der Aufstellung von Bauleitplänen (…) haben die damit befassten Stellen (…) insbesondere zu prüfen, ob vorrangig 
eine Wiedernutzung von bereits versiegelten, sanierten, baulich veränderten oder bebauten Flächen möglich ist. (§ 4 Abs. 
2) 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG)  

 Schutz der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, Lebensgrundlage des Menschen, Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung (§ 1) 

 Beeinträchtigungen der direkt von den Gewässern abhängenden Landökosysteme und Feuchtgebiete sollen vermieden 
und unvermeidbare, nicht nur geringfügige Beeinträchtigungen so weit wie möglich ausgeglichen werden (§ 6 Abs. 1) 

 Die nachhaltige Gewässerbewirtschaftung hat ein hohes Schutzniveau für die Umwelt zu gewährleisten; dabei sind mögli-
che Verlagerungen nachteiliger Auswirkungen zwischen Schutzgütern sowie die Erfordernisse des Klimaschutzes zu be-
rücksichtigen. (§ 6 Abs. 1) 

 Bewirtschaftung des Grundwassers, dass eine Verschlechterung seines mengenmäßigen und chemischen Zustandes ver-
mieden wird, signifikant ansteigende Schadstoffkonzentrationen umgekehrt werden sowie ein guter Zustand erhalten oder 
erreicht werden (§ 47 Abs. 1) 

 Besondere wasserrechtliche Bestimmungen (insb. Schutzgebiete gem. § 51-53, Abwasserbeseitigung gem. §54-61, Hoch-
wasserschutz gem. §72-78) 

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG)   

 Niederschlagswasser ist nach Maßgabe des § 55 Abs. 2 WHG zu beseitigen (§ 44). 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)  

 Schutz von Menschen, Tieren, Pflanzen, Boden, Wasser, Atmosphäre und Sachgütern vor schädlichen Umwelteinwirkun-
gen und Vorbeugung schädlicher Umwelteinwirkungen (§ 1) 

 Für eine bestimmte Nutzung vorgesehene Flächen sind einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen 
und von schweren Unfällen […] in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf ausschließlich oder überwiegend 
dem Wohnen dienende Gebiete und sonstige schutzbedürftige Gebiete […] soweit wie möglich vermieden werden. (§ 50) 

 Erhalt der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die in Rechtsverordnungen festgelegten Immissionsgrenzwerte 
und Zielwerte nicht überschritten werden (§ 50) 

Landesimmissionsschutzgesetz NRW (LImSchG)   

 Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen durch Errichtung und Betrieb von Anlagen sowie für das Verhalten von Per-
sonen (§ 1, § 3) 

Denkmalschutzgesetz NRW (DSchG)   

 Denkmäler sind zu schützen, zu pflegen, sinnvoll zu nutzen und wissenschaftlich zu erforschen. (§ 1) 

Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft)   

 Immissionswerte zum Schutz der menschlichen Gesundheit, zum Schutz vor erheblichen Belästigungen oder erheblichen 
Nachteilen und Immissionswerte zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Deposition (insb. Nr. 4.2 und Nr. 
5) 

Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm)  

 Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche sowie Vorsorge 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche (Nr. 1). 

 Immissionsrichtwerte und Beurteilungszeiträume für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden, innerhalb von Gebäuden 
sowie für seltene Ereignisse (Nr. 6) 

Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) 

 Festsetzung von Immissionsgrenzwerten zum Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Ver-
kehrsgeräusche (§ 2, gilt nur für den Bau oder die wesentliche Änderung von öffentlichen Straßen sowie von Schienenwe-
gen) 

Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen (39. BImSchV) 

 Grenz- und Zielwerte für die Luftqualität zum Schutz der menschlichen Gesundheit (insb. § 2-10) 
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DIN 18005-1 - Berücksichtigung des Schallschutzes im Städtebau   

 Hinweise und Zielvorstellungen zur Berücksichtigung des Schallschutzes bei der städtebaulichen Planung, schalltechni-
sche Orientierungswerte 

 Für gesunde Lebensverhältnisse der Bevölkerung ist ein ausreichender Schallschutz notwendig, dessen Verringerung insb. 
am Entstehungsort aber auch durch städtebauliche Maßnahmen in Form von Lärmvorsorge und -minderung bewirkt wer-
den soll. 

Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) 

 Immissionswerte zur Vermeidung erheblicher Belästigungen durch Gerüche  

Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (EEG)  

 Nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung im Interesse des Klimaschutzes 

 Verringerung der volkswirtschaftlichen Kosten der Energieversorgung / Schonung fossiler Energieressourcen 

 Weiterentwicklung von Technologien zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien. (§ 1 Abs. 1) 

 Ziele für den Anteil erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch (§ 1 Abs. 2) 

Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) 

 Förderung der Kreislaufwirtschaft zur Schonung der natürlichen Ressourcen Sicherstellung des Schutzes von Mensch und 
Umwelt bei der Erzeugung und Bewirtschaftung von Abfällen (§1) 

 Beseitigungspflicht für Abfälle, die nicht verwertet werden können (§ 15 Abs. 1) 

 Abfälle sind so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird (§ 15 Abs. 2) 

 

Als planerische Vorgaben sind im Wesentlichen die Inhalte des Landesentwicklungsplans, des Regio-
nalplans, der Bauleitplanung sowie des Landschaftsplans zu betrachten. Ferner werden bestehende 
Schutzgebiete, schutzwürdige Objekte und sonstige behördliche Vorgaben berücksichtigt, die für den 
Geltungsbereich des Bebauungsplans Regelungen treffen.  

Landesentwicklungsplan  

Der LEP NRW (Stand 08.02.20172) stellt das Plangebiet als Siedlungsraum (inklusive großflächiger 
Infrastruktureinrichtungen) im Übergangsbereich zum Freiraum sowie zum Braunkohlenabbau dar. Die 
Planung ist somit konform mit den landesplanerischen Zielen. 

Regionalplan  

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Aachen (Stand 2003) stellt das Plange-
biet als Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzung (GIB) dar. Ein Teilbereich im Westen hat die 
Kennzeichnung GIB für zweckgebundene Nutzung Kraftwerk. Die nördlich angrenzende Halde ist als 
Waldbereich dargestellt. 

Die FNP-Änderung steht den zeichnerischen Zielen der Regionalplanung somit nicht entgegen. 

Flächennutzungsplan 

Im Flächennutzungsplan der Stadt Eschweiler (2009 mit Stand der Änderungen von Oktober 2016) sind 
die Flächen des Plangebietes ebenso wie das südlich angrenzende Kraftwerksgelände als Fläche für 
Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung mit der Zweckbestimmung 
Elektrizität dargestellt. Die Halde im Norden wird als Wald, die östlich angrenzenden Flächen als Ge-
werbliche Bauflächen dargestellt. 

Die derzeitige Darstellung des FNP steht der geplanten künftigen Nutzung der Fläche somit entgegen 
und wird im aktuellen Verfahren geändert. 

Bebauungsplan 

Im Bereich des Plangebietes liegt kein rechtskräftiger Bebauungsplan vor. Östlich schließt der rechts-
kräftige Bebauungsplan für das Interkommunale Industriegebiet 262 – Am Grachtweg – an. Dieser setzt 
Industriefläche (GI) sowie eine Straßenverkehrsfläche fest. 

                                                        

2 Der LEP NRW ist am 25.01.2017 veröffentlicht worden und gemäß Art. 71 Abs. 3 der Landesverfassung 

NRW am 08.02.2017 in Kraft getreten 
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Landschaftsplan 

Der Landschaftsplan ist die verbindliche Grundlage für den Schutz, die Pflege und die Entwicklung der 

Landschaft. Für seinen Geltungsbereich werden behördenverbindliche Entwicklungsziele formuliert, zu 

deren Verwirklichung Schutzausweisungen festgesetzt sowie Entwicklungs-, Pflege- und Erschlie-

ßungsmaßnahmen dargestellt werden.  

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Landschaftsplanes Nr. VII „Eschweiler / Alsdorf“ der Städ-

teRegion Aachen (rechtskräftig seit 26.09.2014). Dieser setzt für das Plangebiet das aus 3 Teilflächen 

bestehende Landschaftsschutzgebiet (LSG) 2.2-1 „Fronhoven/Neu Lohn“ fest. Zum LSG 2.2-1 macht 

der Landschaftsplan folgende Angabe: „Der Charakter der Gebiete wird durch eine vielfältige und ab-

wechslungsreiche Landschaftsform geprägt. Durch die überwiegend landwirtschaftliche Nutzung ent-

stand das vorherrschende offene Landschaftsbild, das auch durch Gehölzreihen und Einzelbäume ge-

prägt wird. Schutzwürdig sind auch die vorhandenen Dauergrünländer, die Waldbestände sowie die 

strukturreichen Ortsränder mit ihren Hecken, Einzelbäumen, Obstwiesen und Brachflächen. Die Ge-

biete umfassen auch Teile des ehemaligen Tagebaus Inden, die sich nach erfolgter Rekultivierung und 

Flurneuordnung teilweise naturnah entwickeln können.“ 

Das Plangebiet stellt sich als Mosaik aus landwirtschaftlichen Flächen und Sukzessionsflächen mit 

Pappeln etc. dar. In der Entwicklungskarte wird das Entwicklungsziel 7 („Temporäre Erhaltung des 

jetzigen Landschaftszustandes bis zur Realisierung der Bauleitplanung“) dargestellt. Hierzu macht § 

20 Abs. 4 LNatSchG folgende Angabe: „Bei der Aufstellung, Änderung und Ergänzung eines Flächen-

nutzungsplans im Geltungsbereich eines Landschaftsplans treten widersprechende Darstellungen und 

Festsetzungen des Landschaftsplans mit dem Inkrafttreten des entsprechenden Bebauungsplans oder 

einer Satzung nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuches außer Kraft, soweit der 

Träger der Landschaftsplanung im Beteiligungsverfahren diesem Flächennutzungsplan nicht wider-

sprochen hat.“ 

Die nördlich angrenzende, von der Planänderung nicht unmittelbar betroffene Halde gehört ebenfalls 

zum genannten Landschaftsschutzgebiet und liegt in einem Bereich mit dem Entwicklungsziel 1 „Er-

haltung“. Darüber hinaus ist die Halde als geschützter Landschaftsbestandteil (LB 2.4-66) „Böschungs-

wald zwischen Kraftwerk und Abgrabung“ festgesetzt. Leitziele sind die Erhaltung und Entwicklung der 

Gehölzbestände als Vernetzungsbiotop und eine naturnahe Waldentwicklung. 

Sonstige Schutzgebiete, schutzwürdige Bereiche sowie formelle und informelle Planungs-

grundlagen 

Anhand einer Datenabfrage des Landschaftsinformationssystems (LINFOS) des LANUV (Stand: 
13.12.2021) und des Topographischen Informationsmanagement (TIM-Online) der Bezirksregierung 
Köln Abteilung Geobasis NRW wurde ermittelt, ob es innerhalb des Plangebietes und in seiner unmit-
telbaren Umgebung gesetzlich geschützte oder besonders schützenswerte Gebiete gibt. 

Konkret ergab diese Abfrage, dass es dort 

 kein FFH-Gebiet oder europäisches Vogelschutzgebiet (Natura 2000-Gebiete),  

 kein Naturschutzgebiet (NSG), 

 keine gesetzlich geschützten Biotope (gem. § 42 LNatSchG bzw. § 30 BNatSchG) 

 keine gesetzlich geschützten Alleen (gem. § 41 LNatSchG), 

 keine Gebiete zum Schutz der Natur (GSN) gem. Landesentwicklungsplan, 

 keine Bereiche für den Schutz der Natur (BSN) gem. Regionalplan, 

 kein Wasser- oder Heilquellenschutzgebiet (gem. § 51-53 WHG), sowie 

 kein festgesetztes Überschwemmungsgebiet (gem. § 76 WHG) gibt. 
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Die Halde nördlich des Plangebietes ist als Biotopverbundfläche besonderer Bedeutung VB-K-5103-
011 „Bergehalden um Eschweiler und Weisweiler“ ausgewiesen. 

Auf eine mögliche Beeinträchtigung der vorgenannten Schutzgebiete und Verbundflächen wird insbe-
sondere im Rahmen der Auswirkungen für das Schutzgut »Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt« 
eingegangen. 

Baumschutzsatzung der Stadt Eschweiler 

Die Baumschutzsatzung der Stadt Eschweiler (Stand: 19.12.20183) regelt den Schutz des Baumbe-
standes innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereiches der Bebau-
ungspläne. Gemäß § 3 sind geschützte Bäume zu erhalten und mit diesem Ziel zu pflegen sowie vor 
Gefährdung zu bewahren. Da das Plangebiet im Geltungsbereich eines Landschaftsplans und außer-
halb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile bzw. des Geltungsbereiches bestehender Bebauungs-
pläne liegt, findet die Baumschutzsatzung keine Anwendung. 

Luftreinhalteplan 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Luftreinhalteplangebietes für das Stadtgebiet von Eschweiler. „Die 
Überschreitung des Grenzwertes für Stickstoffdioxid (NO2) im Jahr 2010 und in den Folgejahren an der 
Messstation Indestraße war der Auslöser für die Aufstellung des Luftreinhalteplanes Eschweiler“. Auch 
die Anlagen des Braunkohle-Kraftwerks Weisweiler (Verbrennungsblöcke und Nebeneinrichtungen) 
dominieren sowohl bei den Stickstoffoxiden als auch beim Feinstaub PM10 das Emissionsgeschehen.4 
Der Luftreinhalteplan wurde von der Bezirksregierung Köln zur Minderung der Luftschadstoffbelastung 
(insb. durch Stickstoffdioxid (NO2) erarbeitet und ist am 01.05.2016 in Kraft getreten. Er benennt ein 
abgestuftes Konzept von Einzelmaßnahmen, die insbesondere den Straßenverkehr als Hauptverursa-
cher der NO2-Belastung betreffen. Zu den vorgesehenen Maßnahmen zählen u.a. die Einrichtung einer 
Umweltzone, die Sperrung der Indestraße für LKW > 3,5 t zwischen 6 und 22 Uhr und die Umstellung 
der Busflotte.  

Darüber hinaus werden für die vorliegende 19. Änderung des Flächennutzungsplans keine besonderen 
Auflagen statuiert.   

Klimaschutzkonzept 

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich eines behördlichen Klimaschutzkonzeptes (Interkommunales 

Klimaschutzmanagement in der StädteRegion Aachen, Stand Februar 2014). 

„Mit dem integrierten Klimaschutzkonzept wird das Ziel verfolgt, ortspezifisch vorhandene CO2- Ein-

sparpotenziale zu identifizieren und auf deren Grundlage ein umsetzbares Maßnahmenprogramm zu 

entwickeln, das einen Beitrag zum Klima leisten kann“.  

Die Stadt Eschweiler hat sich zum Ziel gesetzt, die CO2-Emissionen im Stadtgebiet im Zeitraum von 

2014 bis 2030 zu mindern. Eine klimafreundliche Energieerzeugung mit Windkraft, Photovoltaik und 

Kraft-Wärme-Kopplung ist trotz aller wirtschaftlichen und strategischen Anpassungsnotwendigkeiten im 

Rahmen der Energiewende alternativlos. Eschweiler hat in der StädteRegion das größte Potenzial für 

Windkraft und verfolgt den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung. Die Ziele des beschlossenen Klima-

schutzkonzeptes formulieren auch wesentliche Grundsätze der Energieeinsparung, Energieeffizienz 

und der Verwendung von erneuerbaren Energien. In diesem Zusammenhang soll beispielsweise mit 

                                                        

3 Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Eschweiler (Baumschutzsatzung) 

4 Luftreinhalteplan für das Stadtgebiet Eschweiler 
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der kontinuierlichen Modernisierung und Sanierung städtischer Gebäude, der Erneuerung der Straßen-

beleuchtung und der Nutzung städtischer Dachflächen für Photovoltaik aktiv Klimaschutz betrieben, 

Emissionen vermieden und Kosten reduziert werden.  

Mit Hilfe einer SWOT-Analyse wurden Strukturen der Stadt Eschweiler betrachtet die hinsichtlich des 

Ziels der Etablierung bzw. Verbesserung des Klimaschutzprozesses dienen soll.  

Hierbei wird unter anderem auf die Mittelfristige Schließung des BKK Weisweiler hingewiesen und diese 

als Chance für den Klimaschutz dargestellt. Eine potenzielle kommunenspezifische Erneuerbare Ener-

gien-Maßnahme (Komm-EE 3) ist beispielhaft der Ausbau der KWK und Nahwärmeversorgung in E-

schweiler. So werden bereits Ortsteile und Gewerbegebiete mit der Fernwärme aus Weisweiler ver-

sorgt. Hier soll ein Ausbau und eine Verdichtung des Fernwärmenetzes erfolgen um Ressourcen effi-

zienter zu nutzen bzw. eine CO2 Reduktion zu erreichen.  

Zu den relevanten Zielen des integrierten Klimaschutzkonzeptes für den Bereich des künftigen Indu-

striegebiets im Bebauungsplan 302 und die 19. Änderung des Flächennutzungsplans zählen die ener-

getische Optimierung der gewerblich genutzten Gebäude, eine möglichst emissionsarme/-freie Ener-

gieversorgung sowie der Ausbau der Photovoltaik-Stromerzeugung. 

Neben den gesetzlichen Bestimmungen der Energieeinsparverordnung (EnEV), des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes (EEG) und des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes (EEWärmeG) können zu-

dem bei Planvorhaben ergänzend weitere Maßnahmen wie z. B. die Errichtung von Niedrigenergiehäu-

sern, die energetische Optimierung der Baukörper sowie die aktive und passive Nutzung von erneuer-

baren Energien berücksichtigt werden. Sofern auf Ebene der Bauleitplanung hierzu noch keine konkre-

ten Erkenntnisse vorliegen, können die Belange im Rahmen des Bauantrags konkretisiert werden. 

Im Hinblick auf die Verminderung von CO2-Emissionen sind insbesondere der ÖPNV und Radverkehr 

sowie die Elektromobilität zu fördern. 

2. BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER IN DER UMWELTPRÜFUNG NACH § 2 (4) SATZ 1 

BAUGB ERMITTELTEN UMWELTAUSWIRKUNGEN 

 

2.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands sowie Prog-

nose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

 

Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 

Wohnfunktion 

Die Plangebietsfläche befindet sich im planungsrechtlichen Außenbereich und umfasst keinerlei Wohn-
nutzung. Auch in der näheren Umgebung zum Plangebiet finden sich keine Ortslagen. Der Bereich ist 
industriell und ackerbaulich geprägt. Südöstlich des Plangebietes befindet sich in einer Entfernung von 
ca. 600 m der zur Gemeinde Inden gehörende Ortsteil Frenz. Der Ortsteil wird heute bereits von der 
L241 und dem angrenzenden Interkommunalen Industriegebiet räumlich vom Plangebiet getrennt. Die 
umgebenden Ortsteile Lamersdorf, Inden/Altdorf und Weisweiler liegen über einen Kilometer weit ent-
fernt. 

Durch die planungsrechtliche Entwicklung des Gebietes und die geplante industrielle Ansiedlung gehen 
weder bestehenden Wohnfunktionen verloren, noch werden künftig neue Wohnfunktionen ermöglicht. 
Das Planvorhaben hat somit keinerlei Auswirkungen auf die Wohnfunktion.  
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Erholungsfunktion 

Das Plangebiet hat aufgrund der Nähe zum Kraftwerksgelände und des in Bau befindlichen Industrie-
gebietes (Bebauungsplan 262 – Am Grachtweg –) sowie der Entfernung zu Wohnstandorten keine 
Bedeutung für die wohnungsnahe Erholungsfunktion. Darüber hinaus verfügt das Gelände nur über 
wenige begehbare Wegeflächen. Lediglich der im Süden / Südosten entlang des Kraftwerkgeländes 
verlaufende Wirtschaftsweg könnte eine geringe Bedeutung für Spaziergänger aus dem Ortsteil Frenz 
aufweisen. Das Plangebiet selber ist Privatgelände im Eigentum der RWE Power AG und damit nicht 
für die Öffentlichkeit zugänglich.  

Aufgrund dieser lokalen Rahmenbedingungen, sind durch das Planvorhaben keine Auswirkungen auf 
die wohnungsnahe Erholungsfunktion zu erwarten. 

Verkehr 

Eine verkehrliche Erschließung des Plangebietes liegt derzeit nicht vor, da dieses im wesentlichen 
ackerbaulich genutzt wird oder als industrielle Brachfläche zu betrachten ist. Lediglich der entlang der 
Grenze zum Kraftwerk verlaufende Wirtschaftsweg im Süden / Südosten des Plangebietes dient einer 
untergeordneten verkehrlichen Nutzung. Östlich angrenzend zum Plangebiet verläuft die Indeland-
straße, über die das Plangebiet verkehrlich an die Landesstraße L 241 und schließlich an die Bunde-
sautobahn A 4 angeschlossen ist. Eine verkehrliche Vorbelastung der Indelandstraße ist vor allem 
durch Werksverkehr im industriellen Bereich gegeben. 

Um eine differenziertere Prognose zum künftig durch das Planvorhaben zu erwartenden Verkehrsauf-
kommen innerhalb des Industriegebietes sowie der verkehrlichen Belastung relevanter Knotenpunkte 
im Umfeld zu erhalten, wird im Rahmen des Bauleitplanverfahrens eine verkehrstechnische Untersu-
chung durchgeführt. Das unmittelbare Umfeld des Plangebietes ist aufgrund des bereits bestehenden 
Interkommunalen Industriegebietes bereits gut verkehrlich erschlossen, so dass für die Ebene des Flä-
chennutzungsplans keine Erheblichkeit der verkehrlichen Auswirkungen zu prognostizieren ist. 

Immissionen (insb.Schall) 

Aus der Umgebungslärmkartierung des MULNV NRW lassen sich keine nennenswerten schalltechni-
schen Vorbelastungen innerhalb des Plangebietes ableiten. Die Schallimmissionen aus dem Bereich 
der Autobahn A 4 reichen in den lärmtechnisch für den Menschen gesundheitlich relevanten Bereichen 
des 24h-Pegels über 55 dB(A) lediglich an den südöstlichsten Rand des Plangebietes heran. Eine Er-
fassung der Lärmbelastung durch die angrenzenden gewerblich-industriellen Nutzungen (Kraftwerk 
und Logistiker) erfolgt nicht. Grundsätzlich ist hier jedoch von einer Vorbelastung durch industriellen 
und gewerblichen Lärm auszugehen. Ebenso wird das Verkehrsaufkommen auf der Indelandstraße zu 
einer Belastung des Plangebietes durch Verkehrslärm beitragen, die jedoch als nachrangig einzustufen 
ist. 

Wie auch zum Themenbereich Verkehr, wird im Rahmen des Bebauungsplanverfahren eine schalltech-
nische Untersuchung des Planvorhabens durchgeführt, die eine differenziertere Einschätzung der Um-
weltauswirkungen durch die künftigen Lärmbelastungen im Plangebiet und seinem Umfeld auf Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung erlaubt. 

Hinsichtlich weiterer Immissionen wie Gerüche, Licht, Verschattung, elektromagnetische Strahlung o-
der Erschütterungen weist das Plangebiet absehbar keine nennenswerte Anfälligkeit bzw. Vorbelas-
tung auf, die über den üblichen Rahmen von industriellen Siedlungsbereichen hinausgeht.  

Für Luftschadstoffe wird auf das Kapitel zum Schutzgut »Klima und Luft« verwiesen. 

Störfallrisiko, schwere Unfälle und Katastrophenschutz 

Bei Anlagen, die unter die Störfall-Verordnung fallen, sind die europarechtlichen Vorgaben der Seveso-

III-Richtlinie und die im § 50 BImSchG enthaltenen Anforderungen an Plan- und Genehmigungsvorha-

ben und damit einhergehende Abstandsfragen relevant. Zwischen störfallrelevanten Betriebsbereichen 
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und definierten Schutzobjekten ist in der Planung ein angemessener Abstand einzuhalten. Die Kom-

mission für Anlagensicherheit (KAS) hat in ihrem Leitfaden5 Abstandsempfehlungen und Bewertungs-

methoden entwickelt, um auf Planungsebene sicherzustellen, dass Flächen mit unverträglichen Nut-

zungen einander in einem angemessenen Abstand zugeordnet werden. Die Abstandsempfehlungen 

beziehen sich nur auf den Menschen als zu schützendes Objekt.  

Im Zuge der Novellierung des UVPG im Jahre 2017 wurden die Regelungen im Hinblick auf das Ge-

sundheitsrisiko und die Anfälligkeit eines Vorhabens für schwere Unfälle noch einmal konkretisiert. Bei 

Einhaltung oder Überschreitung der Abstandsempfehlungen kann jedoch im Allgemeinen davon aus-

gegangen werden, dass mit planerischen Mitteln hinreichend Vorsorge getroffen wurde, um die Aus-

wirkungen von schweren Unfällen soweit wie möglich zu begrenzen und dem planerischen Schutzziel 

des § 50 BImSchG entsprochen wird. 

Im näheren Umfeld bzw. im Wirkbereich des Plangebiets sind nach derzeitigem Kenntnisstand und 

nach Karte „Betriebsbereiche nach Störfallverordnung“ des LANUV NRW keine Anlagen oder betrieb-

lichen Bereiche vorhanden, in denen gefährliche Stoffe gemäß der Störfallverordnung eingesetzt oder 

gelagert werden und die somit unter die Störfall-Verordnung fallen. Insofern wird die Thematik auf 

Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung (Änderung des Flächennutzungsplans) nicht weiter betrach-

tet. Sollte durch das nachgelagerte Planverfahren der verbindlichen Bauleitplanung die Ansiedlung ei-

nes solchen Betriebs oder einer solchen Anlage grundsätzlich ermöglicht werden, können im Rahmen 

der Festsetzungen zum Bebauungsplan entsprechende Regelungen zur Einhaltung der Abstandsemp-

fehlungen zu treffen sein. 

 

Tiere, Pflanzen, Lebensräume und biologische Vielfalt 

Schutzgebiete 

Der FNP-Änderungsbereich liegt unmittelbar nördlich des Kraftwerkstandortes Weisweiler und westlich 

des „Interkommunalen Industriegebietes Inden/Eschweiler - Am Grachtweg -“ im Geltungsbereich des 

Landschaftsplans Nr. VII „Eschweiler / Alsdorf“ der StädteRegion Aachen. Innerhalb des Plangebietes 

sowie in dessen Umfeld befinden sich verschiedene naturschutz- und landschaftsrechtlich festgelegte 

Schutzgebiete (geschützter Landschaftsbestandteil nach § 22 BNatSchG, Landschaftsschutzgebiet 

nach § 26 BNatSchG) und schutzwürdige Bereiche (Biotopverbundflächen nach § 21 Abs. 3 Nr. 4 

BNatSchG). 

Die Schutzziele können grundsätzlich durch die geplante FNP-Änderung beeinträchtigt werden und 

sind daher bei der Planung besonders zu berücksichtigen. 

Im Hinblick auf das Schutzgut »Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt« wird nachfolgend insbeson-

dere auf die Biotopflächen eingegangen. Die landschaftsrechtlich geschützten Bereiche (Landschafts-

schutzgebiet, geschützter Landschaftsbestandteil) werden unter „Landschaft und Ortsbild“ behandelt.  

 FFH- und Vogelschutzgebiet (Natura 2000) 

In ca. 6,5 km zum Plangebiet bei Jülich-Kirchberg befindet sich das nächstgelegene FFH-Gebiet. 

Dabei handelt es sich um einen von sechs Teilabschnitten des FFH-Gebietes DE-5104-302 „Rur 

von Obermaubach bis Linnich. Das nächstgelegene Vogelschutzgebiet befindet sich in einer Ent-

fernung von ca. 15 km in der Gemeinde Kreuzau (DE-5304-401 „VSG Buntsandsteinfelsen im 

                                                        

5 Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürf-

tigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG (KAS-18) 

http://www.kas-bmu.de/publikationen/kas/KAS_18.pdf
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Rurtal“). Auf Grund der großen Entfernung besteht keine Funktionsbeziehung zwischen dem Plan-

gebiet und den Natura 2000-Gebieten, so dass eine nachteilige Beeinträchtigung ausgeschlossen 

werden kann. 

 Naturschutzgebiet 

Im Nahbereich des Plangebietes befindet sich kein Naturschutzgebiet (NSG). Die nächstgelege-

nen Naturschutzgebiete sind das ca. 3 km entfernte NSG „Nordöstlicher Blausteinsee“ (ACK-124) 

sowie das ca. 3,7 km entfernte NSG „Wehebach“ (DN-076). Auf Grund der großen Entfernung 

bestehen auch hier absehbar keine Funktionsbeziehungen zum Plangebiet, insbesondere im hyd-

rologischen Sinne. 

 Biotopverbundfläche 

– Die aus Aufschüttungen des Tagebaus entstandene unmittelbar nördlich an das Plangebiet an-

grenzende Halde ist als Biotopverbundfläche besonderer Bedeutung (VB-K-5103-011 „Bergehal-

den um Eschweiler und Weisweiler“) ausgewiesen. 

– Schutzziel ist die „Sicherung und Entwicklung von Laubmischgehölzen, Stillgewässerbereichen 

und Ruderalfluren“.6  

Biotopverbundflächen entfalten keinen rechtsverbindlichen Charakter, ihnen wird jedoch im Hinblick 

auf ihre Funktion zur dauerhaften Sicherung der Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen, zur 

Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologischer Wechselbeziehungen 

sowie zum Erhalt und zur Entwicklung der Biodiversität eine besondere Bedeutung zugewiesen. 

 

Nach den Angaben des Landschaftsplans der Städteregion Aachen und der Landschaftsinformations-

sammlung @Linfos des LANUV sind die nachfolgend aufgelisteten, weiteren Schutzgebietskategorien 

weder für das Plangebiet selber relevant, noch befinden sie sich in der näheren Umgebung des Plan-

gebietes (Wirkbereich) so dass eine planungsbedingte Beeinträchtigung ausgeschlossen werden kann. 

 Naturdenkmal 

 Nationalpark, Biosphärenreservat, Ramsar-Gebiet 

 Naturpark (Rheinland)  

 Gesetzlich geschütztes Biotop 

 Schutzwürdiges Biotop (LANUV-Kategorie) 

 Gesetzlich geschützte Allee  

 Wildnisgebiete und sonstige Schutzgebiete 

Biotoptypen und Pflanzen 

Der zwischen dem Kraftwerk Weisweiler und dem Interkommunalen Industriegebiet Inden/Eschweiler 

gelegene, etwa 12 ha große FNP-Änderungsbereich wird im Südwesten durch das angrenzende Be-

triebsgelände des Kraftwerks und im Norden durch einen Wald begrenzt. Von Westen nach Osten fällt 

das Gelände um etwa 10 m ab. 

Das Plangebiet ist eine ehemalige Betriebsfläche des Tagebaus Inden, in der jedoch kein Abbau statt-

gefunden hat. Im nördlichen und südlichen Teil wird das Plangebiet überwiegend ackerbaulich genutzt. 

Von Westen nach Osten erstreckt sich eine Brachfläche mittig durch den FNP-Änderungsbereich, die 

sich nach dem Rückbau der Gebäude und der Aufgabe der Nutzung als Betriebsgelände entwickelt 

                                                        

6 Landschaftsinformationssammlung des LANUV 
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hat. Die Brache stellt sich als ein Mosaik aus Ruderalflächen sowie einzelnen Gehölzgruppen mit Sträu-

chern und Bäumen (Jungwuchs - Stangenholz) dar. Im Norden und Osten der Brache sind ältere Ge-

hölzstreifen mit mittlerem Baumholz und überwiegend lebensraumtypischen Baum- und Straucharten 

vorhanden. Diese Gehölze sind teilweise Überreste der Einfriedung von mit Gebäuden bestandenen 

Flächen. 

Aufgrund des Vegetationsbestandes und der fortschreitenden Sukzession sind Teile des Plangebietes 

als Wald im Sinne des Gesetzes einzustufen. Aus diesem Grund hat im Januar 2019 eine Vorabstim-

mung mit dem Landesbetrieb Wald und Holz NRW einschließlich einer Ortsbesichtigung stattgefunden. 

Auf dieser Grundlage wurde festgelegt, dass auf Ebene des Bebauungsplans 1 ha Waldfläche durch 

eine Ersatzaufforstung forstrechtlich zu kompensieren ist. 

Südlich parallel zum Wald verläuft von Westen nach Osten ein schmaler Graben, der im Osten außer-

halb des Änderungsbereiches des Flächennutzungsplans in einen breiteren Entwässerungsgraben 

mündet, welcher parallel zur Indelandstraße von Norden nach Süden verläuft. 

Die Bedeutung der vorgefundenen Biotope für die Tier- und Pflanzenwelt ist als gering bis mittel einzu-

stufen. Ein großer Teil des Plangebietes liegt brach und wird durch Mischbiotope wie Gehölzstreifen, 

Gebüsch, Strauchgruppen und Baumreihen geprägt. Hier hat sich im Rahmen der Sukzession eine 

offenlandartige Vegetation gebildet. Trotz bestehender Vorbelastungen (Verschmutzung, Gewerbe- 

und Verkehrslärm u.a. Kraftwerk, Logistikunternehmen) ist aufgrund der Naturnähe diesen Flächen 

eine mittlere Bedeutung innerhalb des ansonsten überwiegend stark anthropogen überprägten Umfel-

des beizumessen. Demgegenüber sind die Teile des Plangebietes, die ackerbaulich genutzt werden, 

keiner besonderen Bedeutung oder Empfindlichkeit zuzuordnen.  

Ein Vorkommen planungsrelevanter Pflanzenarten (insb. Farn- und Blütenpflanzen) ist aufgrund der 

standörtlichen Begebenheiten auszuschließen. 

 

Tiere, Artenschutz und biologische Vielfalt 

Die nachfolgenden Ausführungen basieren auf den 2018 für das Bauleitplanverfahren durchgeführten 

faunistischen Erfassungen sowie einer artenschutzrechtlichen Habitateinschätzung im Rahmen des 

vorläufigen Stands der Artenschutzprüfung zum Bebauungsplanverfahren (KÖLNER BÜRO FÜR FAUNISTIK 

2021). Die Ausführungen beziehen sich sowohl auf die allgemeinen Artenvorkommen wie auch auf die 

im Rahmen des besonderen Artenschutzes nach § 44 BNatSchG zu betrachtenden sog. planungsre-

levanten Arten.  

Zur Ermittlung vorhandener Habitate erfolgte im März bis Ende Juni 2018 eine flächendeckende Be-

standsaufnahme der wildlebenden Vogelarten. Es fand außerdem eine Erfassung der planungsrele-

vanten Säugetierart Haselmaus in den Gehölzbeständen statt. „Potenzielle Teillebensräume von Am-

phibien und Reptilien wurden auf Vorkommen der in Anhang IV der FFH-Richtlinie geführten Arten hin 

untersucht. Zudem wurden potenzielle Fraß- und Larvalentwicklungspflanzen des Nachtkerzen-

Schwärmers auf Nutzung durch die Art überprüft“ (KÖLNER BÜRO FÜR FAUNISTIK 2021). Hinsichtlich der 

Artengruppe der Fledermäuse erfolgte zudem eine Potenzialabschätzung. 

Eine besondere Eignung für weitere Säugetierarten, Fische, Käfer, Schmetterlinge oder Libellen ist 

nicht gegeben. 

Brutvögel 

Im Rahmen der Brutvogelkartierung konnten innerhalb des Plangebietes 29 Vogelarten nachgewiesen 

werden, von denen 16 Arten mit Brutverdacht und 13 Arten als Nahrungsgäste, durchziehend oder 

überfliegend kartiert wurden. Sechs der nachgewiesenen Vogelarten sind gemäß den Angaben nach 
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LANUV (2018) in NRW als planungsrelevant einzustufen (Baumpieper, Habicht, Mäusebussard, Nach-

tigall, Turmfalke und Wanderfalke). Habicht, Mäusebussard, Turm- und Wanderfalke sowie Nachtigall 

wurden im Untersuchungszeitraum jedoch nur als Nahrungsgast oder im Überflug festgestellt. 

Allein die planungsrelevante Art Baumpieper konnte mit zwei Revieren im Osten des Untersuchungs-

gebiets und im zentralen Bereich des Untersuchungsgebiets festgestellt werden. 

Haselmaus 

Im Rahmen der Erfassung wurden in den Jahren 2018, 2019 und 2021 künstliche Neströhren / Hasel-

mauskästen ausgebracht. Hierdurch konnte ein Nachweis der Haselmaus im Plangebiet erbracht wer-

den.   

Fledermäuse 

Das Plangebiet kann aufgrund der Habitataustattung für die potenziell im Raum Eschweiler-Weisweiler 

auftretenden Fledermausarten als Nahrungsraum oder für den Transferflug genutzt werden. Eine es-

sentielle Bedeutung ist aufgrund der geringen Flächengröße und des großen Aktionsraums der Arten 

jedoch nicht abzusehen. 

Amphibien/Reptilien 

Die Amphibienkartierung ergab keine Hinweise auf Vorkommen von (planungsrelevanten) Amphibien 

in Form von Individuen, Laich oder Quappen innerhalb des Plangebietes. Auch mögliche Landhabitate 

(Sommer- und Winterlebensraum) lassen sich aufgrund der Flächenausstattung ausschließen. 

Auch artenschutzrechtlich relevante Reptilienarten wie die Zauneidechse nach Anhang IV der FFH-

Richtlinie konnten im Plangebiet nicht festgestellt werden. Die Blindschleiche als nicht planungsrele-

vante Art ist jedoch nicht gänzlich auszuschließen. 

Schmetterlinge 

Im Plangebiet im Bereich der Brachflächen mit Ruderalfluren konnten keine Vorkommen von Nachtker-

zen (Oenothera spec.), Weidenröschen (Epilobium spec.) und Blutweiderich (Lythrum salicaria) fest-

gestellt werden. Diese sind als Raupenfutterpflanze für den Nachtkerzenschwärmer relevant. Von ei-

nem Vorkommen des planungsrelevanten Nachtkerzenschwärmers innerhalb des Plangebietes ist so-

mit nicht auszugehen. 

Neben den vorgenannten planungsrelevanten Arten ist innerhalb des Plangebietes zudem mit dem 

Vorkommen von sog. „Allerweltsarten“ (insb. Brutvögel und Kleinsäuger) zu rechnen. Diese Vorkom-

men sind grundsätzlich Gegenstand der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung auf Ebene des Be-

bauungsplans.  

Auswirkungen durch die Planung 

Die geplante FNP-Änderung bereitet den Verlust von Offenland- (Äcker, Brachen) sowie Gehölzlebens-

räumen im Umfang von ca. 12 ha planungsrechtlich vor. Planungsbedingt sind weder Sonderstandorte 

noch Biotope mit seltenen Standortbedingungen betroffen. Auch Vorkommen von verfahrenskritischen 

Arten, die einer Verwirklichung der Planung grundsätzlich entgegenstehen können, wurden nicht nach-

gewiesen. Der Großteil der Fläche soll künftig als Industriefläche entwickelt werden. Der im nördlichen 

Teil der Änderungsfläche gelegene Waldbestand wird als solcher auch in die FNP-Darstellung über-

nommen, weshalb es hier plangemäß zu keiner Flächeninanspruchnahme kommt. Bisher wird die Flä-

che des Geltungsbereichs im FNP als Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Elekt-

rizität dargestellt, jedoch bislang nicht entsprechend der Darstellung genutzt.  

Insofern ist durch das aktuelle Planvorhaben planungsrechtlich gesehen nicht mit einer maßgeblichen 

Veränderung der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen, Lebensräume und biologi-
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sche Vielfalt zu rechnen, da eine Inanspruchnahme der Fläche ohnehin bereits planungsrechtlich vor-

bereitet ist. Die entsprechende Berücksichtigung der Biotopwertigkeit ist im Rahmen der Eingriffs-/Aus-

gleichsbilanzierung auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zu berücksichtigen. 

Basierend auf den Ergebnissen der 2018 für das Bebauungsplanverfahren durchgeführten faunisti-

schen Erfassungen sowie einer artenschutzrechtlichen Habitateinschätzung ist von einer Betroffenheit 

der planungsrelevanten Arten Baumpieper, Haselmaus sowie Fledermausarten auszugehen. 

Durch Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen auf 

Ebene des Bebauungsplans können Verstöße gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 (Zugriffs-

verbote) i.V.m. § 44 Abs. 5 BNatSchG bei Realisierung des Vorhabens für diese planungsrelevanten 

Arten jedoch voraussichtlich ausgeschlossen werden. Dies bedeutet, dass sich das Tötungsrisiko po-

tenziell betroffener Arten nicht signifikant erhöht, es zu keiner erheblichen Störung der lokalen Popula-

tion kommt und die ökologische Funktion betroffener Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen 

Zusammenhang weiterhin sichergestellt werden kann. Die Notwendigkeit eines Ausnahmeverfahrens 

nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist für das vorliegende Planvorhaben unter der Voraussetzung der Wirk-

samkeit der beschriebenen Maßnahmen nicht absehbar. 

 

Fläche und Boden 

Die Plangebietsfläche der FNP-Änderung ist im Ausgangszustand etwa 12 ha groß und weitgehend 

unbebaut, sodass die natürlichen Bodenfunktionen auf der Fläche erhalten sind. Lediglich im östlichen 

Teilbereich der Fläche gab es im Rahmen der historischen Nutzung versiegelte Bereiche (insb. Ge-

bäude und Lagerflächen), deren Fundamente zu einem Großteil noch heute unter der vorhandenen 

Sukzession liegen.  

Da die Fläche des Änderungsbereichs, im Gegensatz zu vielen Flächen im Umfeld, keiner tagebauli-

chen Nutzung unterlag, finden sich hier noch natürlich gewachsene Böden. Ursprünglich haben die 

örtlichen Bedingungen zur Entwicklung des Bodentyps Parabraunerde (L31) geführt. Der größte Teil 

des Plangebietes ist laut Bodenkarte NRW durch eine solche gekennzeichnet. Die tonigen Lößböden 

kommen natürlicherweise großflächig im Bereich der hiesigen Bördelandschaften vor und weisen 

grundsätzlich eine hohe bis sehr hohe Ertragsfähigkeit auf. Sie sind zudem durch eine hohe Kationen-

austauschkapazität, eine sehr hohe nutzbare Feldkapazität sowie eine mittlere gesättigte Wasserleit-

fähigkeit gekennzeichnet. Dies trifft jedoch nicht auf die nördlich gelegenen Randbereiche der zum 

ehemaligen Tagebau Inden gehörenden Halde sowie eine daran südlich angrenzende kleinere Fläche 

inmitten des Änderungsbereichs zu. Diese sind durch anthropogene Auftragsböden (Auftrags-Regosol 

und Auftrags-Pararendzina) charakterisiert. Die Pararendzina zeichnet sich durch eine hohe Ertragsfä-

higkeit, eine hohe Kationenaustauschkapazität, eine sehr hohe nutzbare Feldkapazität sowie eine mitt-

lere gesättigte Wasserleitfähigkeit aus. Die linsenartige Regosol-Auftragung verfügt hingegen nur über 

eine mittlere Ertragsfähigkeit, eine mittlere Kationenaustauschkapazität, eine mittlere nutzbare Feldka-

pazität sowie eine mittlere gesättigte Wasserleitfähigkeit. 

In der „Karte der schutzwürdigen Böden in NRW“ des Geologischen Dienstes werden sowohl der 

natürlich gewachsene Bodentyp der Parabraunerde als auch die anthropogen entstandene Auftrags-

Pararendzina als schutzwürdig bewertet. Während die Schutzwürdigkeit der Parabraunerde auf die 

sehr hohe Funktionserfüllung als Regelungs- und Pufferfunktion und die natürliche Bodenfruchtbarkeit 

zurückgeführt wird, liegt sie bei der Auftrags-Pararendzina in der Funktion als Wasserspeicher im 2-

Meter-Raum mit hoher Funktionserfüllung als Regulations- und Kühlungsfunktion. 
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Im Bereich der Fundamente ehemaliger Gebäude und Lagerflächen ist von einer nachhaltigen Verdich-

tung bzw. Versiegelung auszugehen, auch stoffliche Bodenveränderungen sind hier nicht gänzlich aus-

zuschließen. Aus diesem Grund wurde im Rahmen einer orientierenden Altlastenuntersuchung des 

Plangebietes geprüft, ob es speziell im östlichen Bereich, in dem die historische Nutzung des Geländes 

als Tagesanlage stattfand, zu schädlichen Bodenveränderungen gekommen ist. Die Ergebnisse dieser 

Untersuchung zeigen, dass lediglich geringe Schadstoffkonzentrationen im Bodenbereich des Plange-

bietes vorliegen, die keine mit dem Planvorhaben verknüpfte Erheblichkeitsschwelle überschreiten. Da-

her ist keine Gefährdung der Wirkungspfade Boden-Mensch oder Boden-Grundwasser ableitbar. Im 

Bereich der ehemaligen Nutzfläche sind jedoch Auffüllungen vorhanden, die gemäß der Parameter 

nach LAGA TR Boden in die Bodenqualität Z0 bis DK I fallen. Damit sind zwar einige Auffüllungen zum 

Wiedereinbau geeignet, andere jedoch auf einer Deponie der Klasse I zu entsorgen. 

Das Plangebiet liegt laut Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen in der Erdbe-

benzone 3. 

Auswirkungen durch die Planung 

Durch die FNP-Änderung wird planerisch eine großflächige Versiegelung des Plangebietes vorbereitet. 

Der ca. 12 ha große Änderungsbereich soll künftig einer Nutzung als Industriegebiet im Rahmen des 

bereits vorhandenen Interkommunalen Industriegebietes Inden/Eschweiler zugeführt werden. Der im 

nördlichen Teil der Änderungsfläche gelegene Waldbestand wird als solcher auch in die FNP-Darstel-

lung übernommen, weshalb es hier plangemäß zu keiner Flächeninanspruchnahme kommt. Trotz des-

sen, und auch wenn im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung einige Teilbereiche des Gebietes als 

Maßnahmen-/ Grünflächen und unversiegelte Bereiche festgesetzt werden, ist grundsätzlich davon 

auszugehen, dass ein Großteil der bisher vorhandenen Böden samt ihrer natürlichen Bodenfunktionen 

verloren gehen.  

Grundsätzlich ist im Rahmen der Bauleitplanung gem. § 1a BauGB ein sparsamer und schonender 

Umgang mit Grund und Boden vorzusehen. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruch-

nahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbe-

sondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur 

Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. 

Da es sich hierbei überwiegend um schutzwürdige Böden mit wertigen Bodenfunktionen handelt, ist die 

Inanspruchnahme der Flächen als abwägungserhebliche Umweltauswirkung des Planvorhabens 

auf das Schutzgut Boden und aufgrund der Großflächigkeit des Plangebiets ebenfalls auf das Schutz-

gut Fläche zu bewerten. Allerdings sind ähnliche Eingriffe auch heute durch die Darstellung des Flä-

chennutzungsplans als Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbesei-

tigung mit der Zweckbestimmung Elektrizität bereits planerisch vorbereitet / ermöglicht und die künftige 

Darstellung als gewerbliche Baufläche führt nicht zwangsläufig zu einer größeren Flächeninanspruch-

nahme als sie bisher möglich ist. Darüber hinaus ist ebenfalls zu berücksichtigen, dass vergleichbare 

Bodentypen samt ihrer Schutzwürdigkeit regional betrachtet nahezu flächendeckend vorkommen und 

sie damit kein Alleinstellungsmerkmal im Sinne eines Seltenheitskriteriums erfüllen. Auch ist die Flä-

cheninanspruchnahme im Kontext des vormaligen Tagebaubetriebs und des im Umfeld bereits in Ent-

wicklung befindlichen Interkommunalen Industriegebietes als räumliche Bündelung von Umweltauswir-

kungen zu sehen, die einer dezentralen Ansiedlung / Streuung von vergleichbaren Flächennutzungen 

vorzuziehen ist. Die Fläche des Änderungsbereichs selbst unterlag in Teilen ohnehin bereits eine Art 

industriellen Nutzung, womit die geplante gewerbliche Baufläche auch zu einer Reaktivierung industri-

eller Brachen beiträgt. 
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Mögliche Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen im Umgang mit dem Schutzgut Boden sowie den 

im Gelände der ehemaligen Tagesanlage aufgefundenen Bodenauffüllungen mit deponiewürdigen Bo-

denqualitäten können, unter Berücksichtigung der qualifizierteren Planungsinhalte, auf Ebene der ver-

bindlichen Bauleitplanung definiert und ggf. festgesetzt werden. 

 

Wasser 

Im Geltungsbereich der FNP-Änderung sind lediglich kleinere Fließgewässer vorhanden. So verläuft 

entlang der Waldfläche im Norden des Änderungsbereiches ein Entwässerungsgraben. Ein weiterer 

kleiner Graben verläuft ebenfalls in West-Ost-Richtung über der nördlichen Abschnitt der östlichen 

Grenze des Geltungsbereichs hinweg. Beide Gräben sind nur temporär wasserführend und dienen der 

Entwässerung in den östlich gelegenen Graben an der Indelandstraße. Das nächstgelegene größere 

Fließgewässer ist die ca. 1 km nördlich und östlich gelegene Inde. Das Plangebiet liegt somit fernab 

von möglichen festgesetzten Überschwemmungs- und Hochwasserrisikogebieten. Auch sonst befindet 

sich das Plangebiet außerhalb von wasserrechtlich geschützten Bereichen (z.B. Wasserschutzge-

biete). In einer Entfernung von jeweils ca. 3 km befinden sich als nächstgelegene Stillgewässer der 

Blausteinsee (nordwestlich) und der Lucherberger See (südöstlich). 

Aufgrund der historischen tagebaulichen Nutzung im Umfeld liegt der Änderungsbereich am Rand einer 

Zone mit bergbaubedingten, großflächigen Grundwasserabsenkungen. Im Plangebiet gibt es somit 

auch kein mit der Vegetation in Verbindung stehendes Grundwasser. Der Grundwasserspiegel liegt, 

gemäß Grundwassergleichenplan des Erftverbandes7, derzeit etwa 10 - 15 m unter Flur. Im Rahmen 

eines zum Planvorhaben erarbeiteten Baugrundgutachtens wurden hingegen tatsächliche Abstände 

von 4- 10 m unter Flur ermittelt. 

Auswirkungen durch die Planung 

Die durch die FNP-Änderung zukünftig ermöglichten Auswirkungen für das Schutzgut Wasser be-

schränken sich auf die bereits thematisierte großflächige Versiegelungen und hiermit einhergehende 

Verringerung der Grundwasserspeise durch die zusätzliche Versiegelung von bisher versickerungsfä-

higen Flächen und den damit einhergehenden erhöhten Oberflächenabfluss. Wie bereits erläutert, ist 

eine solche zusätzliche Versiegelung aber auch heute für einen Großteil der betreffenden Flächen im 

Plangebiet bereits planungsrechtlich vorbereitet, da für den Änderungsbereich im aktuellen FNP größ-

tenteils eine Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung mit 

der Zweckbestimmung Elektrizität dargestellt wird. Darüber hinaus befindet sich der Geltungsbereich 

der FNP-Änderung am Rand eines Gebietes, das aufgrund der tagebaulichen Tätigkeiten großräumig 

durch Grundwasserveränderungen geprägt ist, wodurch ein Einfluss der verringerten Grundwasser-

spende eher langfristig zu betrachten ist.  

Generell können solche Auswirkungen des Planvorhabens auf das Schutzgut Wasser durch entspre-

chende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung zu-

dem zielgerichtet verringert werden. So kann hier beispielsweise eine nachgeschaltete Versickerung 

für das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser vorgesehen werden. 

Versickerung 

Gemäß § 44 LWG ist Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 01.01.1996 erstmals 

bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, nach Maßgabe des § 55 

Absatz 2 des WHG vor Ort zu verrieseln, zu versickern oder ortsnah in ein Gewässer einzuleiten, sofern 

                                                        

7 https://www.erftverband.de/wp-content/uploads/2021/08/jahresbericht_internet_2_2020.pdf 
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dies ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit möglich ist. Die Beseitigung des Nieder-

schlagwassers ist vor diesem Hintergrund im Zuge der weiterführenden Planung zu regeln.  

 

Klima / Luft 

Der Geltungsbereich der FNP-Änderung gehört zum Klimabereich der Niederrheinischen Bucht. Dieser 

ist gekennzeichnet durch ein maritim getöntes, relativ warmes Tieflagenklima mit warmen Sommern 

(Julimittel ca. 17°C) und milden Wintern (Januarmittel ca. 1°C). Der Jahresniederschlag beträgt im 

Mittel um die 750 mm. Die geringe mittlere Windstärke (Hauptwindrichtung West-Südwest) von 3-4 

nach der Beaufort-Skala in Verbindung mit den föhnigen Auflockerungen und der Fallwinderwärmung 

bei Süd- und Südwestwind-Wetterlagen tragen zum sonnenreichen, milden Klima bei. 

Klimaökologisch wirksame Flächen und Elemente sind im Plangebiet vor allem in Form der größeren 

Freiflächen vorhanden. Hierzu zählen neben den landwirtschaftlich genutzten Ackerflächen auch die 

vormals im Tagebaubetrieb genutzten industriellen Brachflächen, die noch nicht vollständig gehölzbe-

standen sind. Solche Freiflächen dienen zum einen der Frisch- und Kaltluftproduktion und können zum 

anderen auch als Transportkorridore für solche Luftmassen dienen, während diese durch Gehölz- oder 

Siedlungsflächen in ihrer Bewegungsrichtung behindert werden. Da das Plangebiet jedoch in einer ver-

engten Lage im Interkommunalen Industriegebiet Inden/Eschweiler zwischen Gehölz-/Waldflächen, 

dem südlich angrenzenden Kraftwerk Weisweiler sowie dem östlich angrenzenden Logistikbetrieb liegt 

und die Freiflächen  von vergleichsweise geringer Größe sind, besteht keine klimatisch relevante Ver-

bindung zum nächstgelegenen Ortsteil Inden-Frenz. 

Im nördlichen Umfeld des Plangebietes befinden sich durch die offenen Ackerflächen jedoch klimatisch 

deutlich relevantere Freilandklimatope, die entsprechende Funktionen für die angrenzenden Ortschaf-

ten übernehmen. Durch ein entsprechendes Gefälle des Geländes in Richtung dieser Ortsteile ist 

dadurch auch in warmen bis heißen Sommernächten eine ausreichende Frischluftversorgung gegeben. 

Die vorhandenen Gehölzflächen und der nördlich gelegene Waldbestand, der zu einem Teil mit in den 

Geltungsbereich der Planänderung einbezogen wird, erfüllen aus klimatischer Sicht daher eher eine 

nachrangige Funktion, sind jedoch für die Wahrung und Verbesserung der Lufthygiene von größerer 

Bedeutung. Laub und Nadeln filtern Staub, Ruß und ähnliche Feinstoffe aus der Luft und auch gasför-

mige Verunreinigungen der Umgebungsluft können durch die Pflanzen aufgenommen werden. Lang-

fristig gesehen können sie durch ihre Funktion als CO2-Speicher auch aus klimatischer Sicht eine be-

deutende Rolle übernehmen. 

Durch das angrenzende Kraftwerk Weisweiler und die südlich davon gelegene Bundesautobahn A4 ist 

von einer deutlichen lufthygienischen Vorbelastung des Plangebietes durch Schadstoffe und Feinstaub 

auszugehen. 

Auswirkungen durch die Planung 

Durch die geplante Änderung der Darstellung im Flächennutzungsplan wird die Inanspruchnahme der 

derzeit im Plangebiet vorliegenden Flächennutzung vorbereitet. Hierzu gehören auch die klimatisch 

relevanten Freiflächen und die Mehrzahl der vorhandenen Gehölzflächen mit ihrer lufthygienischen Fil-

terfunktion.  

Da die aktuelle FNP-Darstellung jedoch bereits eine intensive Nutzung der Plangebietsfläche für Ver-

sorgungseinrichtungen und/oder -anlagen vorsieht, ist durch die aktuelle Planung voraussichtlich nicht 

von einer Verschlechterung der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Klima / Luft auszugehen. Im 

Gegenteil wird die real bestehende Waldfläche im Norden des Änderungsbereichs künftig auch als 

solche im FNP dargestellt und durch geeignete Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen können im 



19. Änderung des Flächennutzungsplans – Am Grachtweg West – Begründung Teil B 

Seite 32 von 38 

Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung die klimatischen und lufthygienischen Auswirkungen weiter 

verringert werden.  

 

Landschaft und Ortsbild 

Das Plangebiet befindet sich in der Landschaftseinheit „Jülicher Börde“ und liegt damit innerhalb eines 

relativ ebenen, intensiv landwirtschaftlich genutzten Landschaftsraums, der heute jedoch ebenso groß-

flächig durch die tagebaulichen Tätigkeiten und damit einhergehende Prägung der Landschaft sowie 

größere Siedlungsflächen geprägt ist. Die Umgebung des FNP-Änderungsbereichs spiegelt dies umso 

mehr wieder, indem sich nördlich angrenzend einige größere Ackerflächen befinden und sich weiter in 

Richtung Nordwesten die Landschaft auch maßgeblich öffnet, daran angrenzend jedoch der Tagebau 

Inden sowie diverse Betriebsgelände und Deponien liegen. Unmittelbar südlich und östlich wird das 

Plangebiet durch das Kraftwerk Weisweiler sowie das Interkommunale Industriegebiet Inden/Eschwei-

ler umschlossen. Weiter südlich schließen die Bundesautobahn A4 und östlich die Siedlungsbereiche 

der Gemeinde Inden an. Nordöstlich des Interkommunalen Gewerbegebietes schließt zudem eine etwa 

8,5 ha große Freiflächenphotovoltaikanlage an, die aufgrund ihrer Lage auf einer Halde beim Blick über 

die Landschaft gut wahrnehmbar ist. Das Umfeld des Plangebietes unterliegt somit erheblichen tech-

nisch-visuellen Überprägungen. 

Das Plangebiet selbst ist, auch im Vergleich zu seiner Umgebung und dem Landschaftsraum generell, 

verhältnismäßig vielfältig und natürlich strukturiert. Die vorhandenen landwirtschaftlichen Nutzflächen 

werden getrennt durch verschiedene Gehölzstreifen, Baumreihen und die Flächen der industriellen 

Brache. Im Norden des Änderungsbereichs befindet sich eine Waldfläche entlang derer ein Graben 

verläuft. Auch im nördlichen Teil der Ostgrenze des Plangebietes befindet sich ein kleinerer Graben. 

Südlich wird das Plangebiet begrenzt durch einen Wirtschaftsweg entlang des Kraftwerkgeländes. 

Nach den Kriterien des LANUV wird die örtliche Landschaftsbildqualität als sehr gering / gering bewer-

tet8. 

Ein direkter Bezug zu nahegelegenen Ortsteilen im Sinne einer landschaftsbezogenen Erholungsnut-

zung fehlt dem Plangebiet weitgehend. Eine fußläufige Erreichbarkeit von den nächstgelegenen Orts-

teilen Inden-Frenz und Inden-Lamersdorf sowie Eschweiler-Weisweiler ist dennoch gegeben, es fehlt 

jedoch an maßgeblichen Anziehungsfaktoren, die für eine landschaftsbezogene Nutzung des Geländes 

relevant wären und einer entsprechenden Wegeinfrastruktur.  

Darüber hinaus befindet sich der FNP-Änderungsbereich vollständig innerhalb des Landschaftsschutz-

gebietes (LSG) 2.2-1 „Fronhoven/Neu Lohn“. Der Landschaftsplan berücksichtigt allerdings bereits 

dessen planerische Entwicklung und weist dem Bereich des Plangebietes das Entwicklungsziel 7 

(„Temporäre Erhaltung des jetzigen Landschaftszustandes bis zur Realisierung der Bauleitplanung“) 

im Entwicklungsplan zu.  

Die nördlich angrenzende, von der Planung nicht unmittelbar betroffene Halde gehört ebenfalls zum 

genannten Landschaftsschutzgebiet und liegt in einem Bereich mit dem Entwicklungsziel 1 „Erhaltung“. 

Darüber hinaus ist die Halde als geschützter Landschaftsbestandteil (LB 2.4-66) „Böschungswald zwi-

schen Kraftwerk und Abgrabung“ festgesetzt. Leitziele sind die Erhaltung und Entwicklung der Gehölz-

bestände als Vernetzungsbiotop und eine naturnahe Waldentwicklung. 

 

                                                        

8 LANUV 2018 – Landschaftsbildeinheiten in NRW abrufbar unter: 
http://bk.naturschutzinformationen.nrw.de/bk/web/babel/media/aust_20181005_lbe_inter-
net.pdf 
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Auswirkungen durch die Planung 

Im Rahmen der künftigen Nutzung des Plangebietes als Industriegebiet kommt es zu einer Bebauung 

des derzeit unbebauten Geländes. Dabei werden sowohl die bestehenden Freiflächen als auch die 

strukturierenden Gehölzbestände in Anspruch genommen und die landschaftliche Eigenart des FNP-

Änderungsbereichs erheblich verändert. Lediglich die nördlich gelegene Waldfläche wird in ihrem der-

zeitigen Zustand durch die FNP-Änderung, entgegen der derzeitigen Darstellung, planerisch gesichert. 

Da auf Ebene der FNP-Änderung noch nicht klar ist, inwiefern sich diese Umgestaltung der Fläche 

aufgrund der Lage und Höhe von Neubauten, der Anlage von Maßnahmenflächen sowie der Gestaltung 

von Fassaden und Dachflächen etc., auf das Orts- und Landschaftsbild auswirkt, kann die Auswirkung 

des Planvorhabens auf das Schutzgut Landschaft abschließend nur auf der nachgelagerten Ebene der 

verbindlichen Bauleitplanung geprüft werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass sich der Gebiets-

charakter durch die Planungsinhalte der Nutzung im Interkommunalen Industriegebiet Inden/Eschwei-

ler und damit der Umgebung anpassen wird, zumal die bestehende Landschaftsbildqualität als gering 

einzustufen ist. Da die bisherige Darstellung im Flächennutzungsplan jedoch in Bezug auf das Land-

schaftsbild eine vergleichbare Nutzung planerisch ermöglicht hat, sind mit Blick auf das Schutzgut 

Landschaft gegenüber der derzeitigen FNP-Darstellung keine erheblichen Umweltauswirkungen ableit-

bar. 

Eine planerische Inanspruchnahme des betroffenen Landschaftsschutzgebietes ist bereits im Land-

schaftsplan verankert und vorbereitet. Die angrenzenden landschaftlich geschützten Flächen der 

Halde, werden durch die FNP-Änderung nicht berührt. 

 

Kultur- und sonstige Sachgüter 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurde am 24.05.2018 durch das LVR-

Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland der Verdacht zu Vorkommen von Bodendenkmalsubstanz 

im Bereich des FNP-Änderungsbereichs vorgebracht und eine archäologische Untersuchung des Ge-

ländes empfohlen. Der Verdacht begründet sich in der Tatsache, dass die Region aufgrund ihrer frucht-

baren Lössböden und dem daraus resultierenden landwirtschaftlichen Gunstraum seit der Jungsteinzeit 

(ab 5300 v. Chr.) intensiv besiedelt war. Darüber hinaus verlief am westlichen Rand der Fläche eine 

römische Straße, um die herum sich häufig Straßenstationen oder römische Landgüter ansiedelten. 

Im Nachgang der Stellungnahme wurde im Rahmen einer archäologischen Prospektion der südöstliche 

Teilbereich des Plangebietes untersucht und aufgrund der großen Störungen durch die Altbebauung 

und den Tagebau gemeinsam mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland festgestellt, 

dass entgegen der ersten Stellungnahme auf eine weitere archäologische Untersuchung verzichtet 

werden kann. 

Informationen über weitere Kultur- oder sonstige Sachgüter sind im Plangebiet nicht vorhanden. Ge-

mäß der bisherigen FNP-Darstellung gibt es keine Hinweise auf Sachgüter von öffentlichem Belang 

(z.B. Leitungen, Trassen, besondere Infrastruktur etc.).  

Auswirkungen durch die Planung 

Während in der 19. FNP-Änderung lediglich die Grundzüge der Planung bestimmt werden, wodurch 

denkmalpflegerische Belange nicht unmittelbar berührt werden bzw. diesen nicht entgegenstehen, wer-

den die denkmal- und bodendenkmalschutzrechtlichen Belange bei der Aufstellung des Bebauungs-

plans 302 mit den betroffenen Behörden und Trägern öffentlicher Belange vertiefend abgestimmt und 

– soweit denkmalschutzrechtlich geboten -  durch verbindliche Festsetzungen im Bebauungsplan be-

rücksichtigt. 
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Da bereits mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland im Rahmen der frühzeitigen Be-

hördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB abgestimmt wurde auf weitere archäologische Untersuchun-

gen zu verzichten, werden diesbezüglich jedoch voraussichtlich keine weiteren Maßnahmen getroffen. 

Nichtsdestotrotz gilt der Grundsatz, dass bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde 

und Befunde der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege 

im Rheinland, Außenstelle Nideggen, unverzüglich zu melden sind. Bodendenkmal und Fundstelle sind 

zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fort-

gang der Arbeiten ist abzuwarten. 

Eine mögliche Betroffenheit weiterer Sachgüter von öffentlichem Belang (z.B. Leitungen, Trassen, be-

sondere Infrastruktur etc.) ist voraussichtlich nicht gegeben, jedoch auf der nachgelagerten Planungs-

ebene vertieft zu prüfen.  

 

Emissionsvermeidung und sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 

Aus dem Plangebiet werden nach derzeitigem Kenntnisstand und unter Berücksichtigung der momen-

tanen Nutzung aktuell keine Luftschadstoffe emittiert. Darüber hinaus werden derzeit auch keinerlei 

Abfälle oder Abwässer erzeugt und der örtlichen Entsorgung zugeführt.  

Auswirkungen durch die Planung 

Durch die geplante Nutzung als Industriegebiet ist künftig mit gesteigerten Emissionen aus dem Plan-

gebiet zu rechnen. Die können sich durch ein erhöhtes Verkehrsaufkommen ergeben, aber ggf. auch 

aus der individuellen Flächennutzung selbst. Gleiches gilt für das künftig zu erwartende Abfallaufkom-

men. Da auf FNP-Ebene noch nicht konkret abzusehen ist, welche Art von Betrieben sich künftig im 

Plangebiet ansiedeln, ist die Frage der Emissionsvermeidung und Abfallentsorgung auf Ebene der ver-

bindlichen Bauleitplanung vertieft zu prüfen. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, dass auch im Rah-

men der derzeitigen FNP-Darstellung als Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und 

Abwasserbeseitigung mit der Zweckbestimmung Elektrizität eine zumindest emissionstechnisch ggf. 

vergleichbare Nutzung der Fläche möglich ist. 

Im Plangebiet anfallendes Abwasser, das nicht gemäß den Ausführungen zum Schutzgut Wasser auf 

der Fläche selbst verrieselt, versickert oder ortsnah in ein Gewässer eingeleitet werden kann, kann 

grundsätzlich über den vorhandenen Schmutzwasserkanal abgeführt werden.  

Besondere Maßnahmen zur Vermeidung von Emissionen bzw. für den sachgerechten Umgang mit 

Abfällen und Abwässern sind auf Ebene der FNP-Änderung zunächst nicht vorzusehen. 

 

Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie ist gemäß 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB ein bedeutsames Anliegen im Umweltschutz des Baugesetzbuches. Im Gel-

tungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplans kommt diesen Belangen im Bestand bisher 

keine besondere Bedeutung zu. 

Auswirkungen durch die Planung 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die vorgesehene Bebauung des Plangebietes nach den 

einschlägigen und aktuellen Standards in Bezug auf Energieeffizienz gestaltet wird. Die genaue Aus-

gestaltung erfolgt im konkreteren Planverfahren. Eine Nutzung von erneuerbaren Energien kann eben-

falls im weiteren Planverfahren bzw. in der verbindlichen Bauleitplanung geregelt werden. 
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Wechselwirkungen 

Wechselwirkungen sind alle denkbaren und strukturellen Beziehungen zwischen den obengenannten 

Schutzgütern, innerhalb von Schutzgütern sowie zwischen und innerhalb von landschaftlichen Ökosys-

temen, soweit sie aufgrund einer zu erwartenden Betroffenheit durch Projektwirkungen von entschei-

dungserheblicher Bedeutung sind. 

Bestehende Wechselwirkungen werden im Rahmen der Erfassung der einzelnen Schutzgüter beschrie-

ben. Dieser Vorgehensweise liegt ein Umweltbegriff zugrunde, der die Umwelt nicht als Summe der 

einzelnen Schutzguter, sondern ganzheitlich versteht. Wesentliche potenzielle Wechselwirkungen für 

das derzeitige Planverfahren liegen lediglich im Bereich der Schutzgüter Boden, Wasser sowie Mensch, 

Gesundheit und Bevölkerung vor. Aufgrund des Altlastenverdachts im östlichen Bereich des Plange-

biets, war eine potenzielle Wirkung von Schadstoffen im Rahmen der Wirkungspfade Boden-Mensch 

und Boden-Grundwasser zu vermuten. Diese wurde jedoch im Rahmen eines Fachgutachtens wider-

legt, da vor allem die aufgefundenen Schadstoffkonzentrationen zu gering sind. 

Im vorliegenden Fall umfasst die Erfassung der Wechselwirkungen im Rahmen der Umweltprüfung (§ 1 

Abs. 6 Nr. 7 (i) BauGB) definitorisch auch die Ermittlung des sog. Wirkungsgefüges im Sinne der Ein-

griffsregelung (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 (a) BauGB). 

2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Ohne die Umsetzung des geplanten FNP-Änderungsverfahrens bleibt der derzeitige Zustand des Plan-

gebietes zunächst erhalten, wobei eine entsprechende Inanspruchnahme auf FNP-Ebene bereits pla-

nungsrechtlich vorbereitet wurde und eine weitere bauleitplanerische Entwicklung aufgrund der ent-

sprechenden Nutzungen im unmittelbaren Umfeld absehbar ist. Insofern entspricht die heutige Realflä-

chennutzung nicht den bereits bestehenden bauleitplanerischen Zielen. Mit einer Nicht-Durchführung 

sind insofern nicht zwangsläufig geringere Umweltauswirkungen verbunden als mit der Planvariante. 

2.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Aus-
wirkungen 

Im vorliegenden Bericht werden zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zunächst nur überschlä-

gige Angaben gemacht, die mit Blick auf die Umsetzbarkeit des Planvorhabens von Relevanz sind. Die 

möglichen Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen werden schutzgutbezogen dargestellt. 

Die konkreten ökologischen Auswirkungen und möglichen Eingriffe in Natur und Landschaft werden 

hingegen auf FNP-Ebene nur überschlägig aufgezeigt, da die Wirksamkeit der auf Ebene des Bebau-

ungsplans zu treffenden Vorkehrungen zur Vermeidung, Minderung und zur Kompensation von erheb-

lichen Umweltauswirkungen zunächst nur vorausschauend betrachtet werden kann.  

2.4 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Der Standort für die geplante Ansiedlung eines Industriegebietes ist im Stadtgebiet Eschweiler auf-

grund der baulichen Voraussetzungen alternativlos anzusehen. Hierbei fallen sowohl die historische 

Nutzung als Tagesanlage für den Tagebau Inden und damit der derzeitige Zustand von Teilen der 

Fläche als Industriebrache, wie auch die umliegend bereits bestehenden gewerblichen und industriellen 

Nutzungen des Interkommunalen Industriegebiets Inden/Eschweiler und des Kraftwerks Weisweiler 

deutlich ins Gewicht. 
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Die geplante Umnutzung der brachliegenden Fläche in unmittelbarer Nachbarschaft zu diesen beste-

henden Betrieben und der durch die tagebaulichen Tätigkeiten geprägten Landschaft stellt den idealen 

Standort für die Ansiedlung dar, da auf den bestehenden planungsrechtlichen Vorgaben und den örtli-

chen Gegebenheiten und Strukturen aufgebaut und durch die Bauleitplanung ermöglichte Bauvorhaben 

somit gut in das bestehende Ortsbild integriert werden können. Hierbei ist vor allem der lokale Bünde-

lungseffekt zu berücksichtigen. 

Wie bereits in der städtebaulichen Begründung (Teil A) dargelegt, besteht das planerische Ziel der 

Stadt Eschweiler in der Entwicklung weiterer Industrie- und Gewerbeflächen in Ergänzung zum Inter-

kommunalen Industriegebiet Inden/Eschweiler. Gewerbliche Bauflächen an diesem Standort werden 

als Angebotsplanung zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur der Region beitragen. 

Eine alternative Neuerrichtung auf bisher unbebautem und ggf. zuvor ungenutztem Areal wäre im Ge-

gensatz zur derzeitigen Planung mit einer zusätzlichen Flächeninanspruchnahme und Neuversiegelung 

von bisher unberührten Flächen verbunden. Vor dem Hintergrund des städtebaulichen Vorrangs der 

Innenentwicklung bzw. der Reaktivierung ungenutzter Siedlungsflächen ist die Nutzungsänderung des 

Flächennutzungsplans an diesem Standort städtebaulich zielführend. 

3. ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

3.1 Beschreibung wichtiger Merkmale der verwendeten Verfahren bei der Umweltprüfung sowie 
Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind 

Im Rahmen der Umweltprüfung wurden keine besonderen technischen Verfahren angewandt. Der Um-

weltbericht beinhaltet eine schutzgutbezogene Erfassung der Auswirkungen auf die Bestandssituation 

unter Berücksichtigung der tatsachlichen realen Flächennutzung und der aktuell rechtswirksamen Dar-

stellungen des Flächennutzungsplans.  

Die Grundlage für die Beschreibung der Auswirkungen bilden mehrere durchgeführte Ortsbegehungen 

zur Sommer- und Winterzeit (2018, 2019, 2021), digital verfügbare umweltbezogene Fachinformatio-

nen sowie einzelne im Entwurf vorliegende Fachgutachten für das Bebauungsplanverfahren zum 

Thema Schall, Verkehr und Artenschutz, die im weiteren Planverfahren final erarbeitet werden.  

Nennenswerte Schwierigkeiten bei der Bewertung der Umweltbelange oder relevante Wissenslücken 

bzw. Prognoseunsicherheiten ergaben sich nicht. Wie in den einzelnen schutzgutbezogenen Kapiteln 

erläutert, lassen sich einige Umweltbelange jedoch erst auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung im 

Rahmen der Abschichtung konkreter abschätzen. Die Bewertung auf FNP-Ebene ist daher als über-

schlägige Prüfung im Hinblick auf verfahrenskritische Umweltbelange zu sehen. 

3.2 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der 
Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt 

Die Überwachung erheblicher Auswirkungen ist Inhalt des § 4c BauGB und wird im Umweltbericht gem. 

Anlage 1 Ziffer 3b BauGB beschrieben. Ziel des sogenannten „Monitorings“ ist es, erhebliche Umwelt-

auswirkungen, die aufgrund der Durchführung eines Bauleitplans eintreten, zu überwachen oder früh-

zeitig zu ermitteln, um unter Umständen Abhilfemaßnahmen ergreifen zu können. 

Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung (hier: FNP-Änderung) wurde geprüft, ob auf Basis 

der dortigen Erkenntnisse spezielle Monitoringmaßnahmen für die Planänderung notwendig sind. Auf-
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grund der geringen Verbindlichkeit des derzeitigen Planungsstandes sowie der geringfügig feststellba-

ren Umweltauswirkungen durch die FNP-Änderung werden auf Ebene der FNP-Änderung keine tiefer-

gehenden Umweltzustandsuntersuchungen oder Monitoringmaßnahmen vorgesehen. Bei Bedarf kön-

nen auf der nachgelagerten Ebene der verbindlichen Bauleitplanung anhand der konkreteren Pla-

nungsinhalte entsprechende Maßnahmen festgesetzt werden. 

3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung der erforderlichen Angaben 

Für die im Rahmen der Umweltprüfung zu berücksichtigenden Umweltbelange (insb. Mensch, Gesund-

heit, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima, Luft, Landschaft, Kultur- und 

Sachgüter) sind auf FNP-Ebene absehbar keine erheblichen Umweltauswirkungen zu prognostizieren, 

da sich die zukünftigen Darstellungen weitestgehend am Bestand orientieren und lediglich der Gebiets-

charakter geändert wird. 

Durch die Inanspruchnahme für die zukünftigen Bauvorhaben werden insbesondere die heutigen noch 

bestehenden ökologischen Frei- und Lebensraumfunktionen sowie die Funktionen unversiegelter 

schutzwürdiger Böden in weiten Teilen verloren gehen. Diese sind daher im Zuge der naturschutzrecht-

lichen Eingriffsregelung auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung durch geeignete Maßnahmen zu 

kompensieren. Zudem sind bereits absehbar hier dann auch konkrete Maßnahmen zur Vermeidung 

artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände und ggf. weitere schall-, verkehrs- oder baugrundtechnische 

Maßnahmen erforderlich und festzusetzen. 

Insgesamt ist jedoch vor dem Hintergrund der das Plangebiet umgebenden Umwelt- und Freiraumqua-

lität nicht davon auszugehen, dass die örtlichen Umweltbedingungen bei Verwirklichung der Planung 

erheblich nachteilig beeinträchtigt werden. 

 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass mit der Realisierung der im Rahmen der 19. Än-

derung des Flächennutzungsplans der Stadt Eschweiler – Am Grachtweg West – geplanten Änderung 

von einer Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung mit der 

Zweckbestimmung Elektrizität in eine gewerbliche Baufläche gegenüber dem heutigen planungsrecht-

lichen Zustand des Gebietes absehbar keine erheblichen Beeinträchtigungen der Umweltschutzgüter 

verbunden sind. 
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